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Die Violine spielt die erste Geige! 
Zehn Landesmusikräte haben 

im Januar der Violine als »Instru­
ment des Jahres« 2020 den ersten 
Platz zugewiesen. Mit der 2008 
und der Klarinette gestarteten In­
itiative steht für jeweils ein Jahr 
ein Instrument im Focus. Es soll 
einem großen Publikum nahe ge­
bracht und Augenmerk auf musi­
kalische Bildung gelenkt werden. 
Jedes beteiligte Bundesland legt 
ein eigenes Programm auf. (Infos: 
www.landesmusikrat-berlin.de)

Dieses »wunderbare Instrument 
mit uns zu erleben«, lädt die Ber­
liner Schirmherrin Nadine Conti, 
Stimmführerin der 2. Violinen des 
Rundfunk-Sinfonieorchesters Ber­
lin, ein. Motto: Musik verbindet 
– Zusammenhalt stärken. Sie hat 
als Co-Autorin Carl Fleschs nach 
wie vor gültige Geigenschule »Die 
Kunst des Violinspiels« überarbei­
tet und in eine »einfachere, fri­
schere Sprache« gebracht. 

Einem mehr als 500 Jahre alten 
Instrument soll in Klassik, Jazz, Pop 
und Rock zu neuer Popularität ver­
holfen werden. Eingeladen wird 
zu Konzerten, Workshops, Besu­
chen bei Instrumentenbauern, zu 
Ausstellungen und Vorträgen. Der 
»Tag des Instruments« ist in jedem 
Herbst der Höhepunkt. Vielfältige 
Zugänge zur Musik öffnen sich. 
Laien werden animiert. Musik­
schulen kreieren Veranstaltungen. 
Die Universität der Künste und die 
Hochschule für Musik Hans Eisler 
öffnen ihre Klassenabende. Öf­
fentliche Bibliotheken leihen Ins­
trumente für Kinder aus. Hella 
Dunger-Löper, Präsidentin des 
Berliner Landesmusikrats, macht 
Lust darauf, gemeinsam »Lagen­
wechsel, Doppelgriffe und Saiten­
sprünge« zu entdecken.

Die Berliner öffentlichen Musik­
schulen zählen 3.000 Geigenschü­
lerinnen und -schüler. Kunst und 
Kultur, so der Berliner Kultursenator 

Dr. Klaus Lederer, sind kein »Nice to 
have«, sondern »prägend für jun­
ge Menschen.« Nach massiven 
Kürzungen in der Vergangenheit 
und zahlreichen, von ver.di unter­
stützten Protestaktionen der Mu­
sikschullehrkräfte hat sich der Se­
nat zur Stärkung der öffentlichen 
Musikschulen bekannt und Mittel 

in den Landeshaushalt eingestellt 
(s. S. 11). 20 Prozent Festanstellun­
gen sind inzwischen erreicht – ein 
allerdings im bundesdeutschen 
Vergleich bescheidener Anteil. 80 
Prozent bis 2025 fordern ver.di 
und Landesmusikrat. Die Gewerk­
schaft kritisiert, dass die Bezirke 
bei Festanstellung von qualifizier­
ten Honorarkräften mit der Aner­
kennung von absolvierten Berufs­

jahren unterschiedlich verfahren. 
Mal werden diese für die Einstu­
fung anerkannt, mal nicht. Lang­
jährig im Beruf Arbeitende werden 
so als Anfänger behandelt, was bis 
zu 1.000 Euro Gehaltsunterschied 
ausmachen kann (Sprachrohr be-
richtete). Kultursenator Lederer 
meinte, dass die Verantwortung 
für die 12 Musikschulen in den 
Bezirken liege. Er könne darauf 
hinwirken, einheitlich zu verfah­
ren, sie aber nicht dazu zwingen. 
Im Tarifvertrag Länder, an denen 
sich die Einstufung orientiert, ist 
das nicht eindeutig formuliert. 

Höchst ungerecht sei diese Un­
gleichbehandlung, fand zur Eröff­
nung des Geigenjahres nicht nur 
Hannes Neubert, Fachgruppenlei­
ter Streichinstrumente an der Mu­
sikschule Friedrichshain-Kreuzberg. 
Ihn habe das bei seiner Festanstel­
lung nach vielen Berufsjahren 
auch »erwischt«. »Hinzunehmen 
ist das nicht.«� B. ERDMANN
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Angriffe auf Journalistinnen 
und Journalisten gehören für 

viele Medienschaffende mittler­
weile zum Berufsalltag. Es ist nor­
mal geworden, dass Redaktionen 
nur noch Teams zur Berichterstat­
tung über Demonstrationen von 
Rechten rausschicken. Und nicht 
nur bei öffentlich-rechtlichen An­
stalten wird empfohlen, dabei ei­
nen Helm zu tragen. Das Formu­
lar zur Erstattung einer Anzeige 
liegt wie selbstverständlich in der 
Redaktion aus. 

Hasskommentare im Netz, Mord­
drohungen per Mail oder Brief, 
körperliche Angriffe: Journalistin­
nen und Journalisten werden 
selbst zur Zielscheibe des rechten 
Hasses. Rechtsextreme rufen zu 
Demonstrationen gegen sie auf, 
und allzu oft werden die Wäch­
terinnen und Wächter der Demo­
kratie – so jedenfalls will es die 
Verfassung – bei ihrer Arbeit und 
Berufsausübung von der Polizei 

behindert statt geschützt. In Zei­
ten wie diesen ist Haltung unver­
zichtbar. Sich vermeintlich neutral 
zu geben, keine Position zu be­
ziehen und etwa die falsche Po­
sition in einem falschen Neutrali­

tätsverständnis abzubilden, den 
Rechtsextremen damit Raum und 
Bühne zu bieten – das können 
und dürfen Journalistinnen und 
Journalisten nicht tun. 

Wir müssen uns gemein ma­
chen – und zwar mit der Demo­
kratie. Mit den Werten Vielfalt, 
Toleranz, Recht auf freie Mei­
nungsäußerung. Sich vornehm 
auf die Rolle als Beobachtende 

zurückzuziehen, ist das falsche 
Berufsverständnis. Schließlich ist 
es unmöglich, keine Haltung zu 
zeigen – wer sich raushält, offen­
bart Mutlosigkeit, im Zweifel so­
gar Zustimmung zu den Positio­

nen der Ewiggestrigen und Men­
schenfeinde. Journalistinnen und 
Journalisten dürfen sich nicht 
raushalten. Im Gegenteil, sie müs­
sen Orientierung geben, indem 
sie wichtige Fakten von den un­
wichtigen trennen, indem sie ein­
ordnen, erklären, Kontext bieten 
und Informationen auf ihren 
Wahrheitsgehalt kritisch überprü­
fen. Vielleicht war der journalis­

tische Beruf nie anstrengender, 
vielleicht war er nie wichtiger als 
heute.

Das heißt nicht, dass Journalis­
tinnen und Journalisten ihre Be­
rufsethik über Bord werfen dürfen 

und in ihrer Rolle Aktivismus be­
treiben sollen. Nie war es wichti­
ger, alle wesentlichen Seiten zu 

Wort kommen zu lassen, nie war 
es entscheidender, Sachverhalte, 
Meinungen und Äußerungen ein­
zuordnen. Wer sich auf Artikel 5 
des Grundgesetzes beruft und sei­
nen Beruf gemäß der Werte der 
freiheitlichen Demokratie verant­
wortungsvoll ausüben will, der 
muss der Welt auch aus dieser 
Haltung heraus begegnen. Dieses 
demokratische Grundverständnis 
ist Fundament von journalistischer 
Arbeit. 

Der bestens besuchte bundes­
weite Journalismustag 2020 Ende 
Januar in Berlin hat gezeigt, dass 
innerhalb der Deutschen Journa­
listinnen- und Journalistenunion 
(dju) in ver.di Kolleginnen und 
Kollegen in diesem Verständnis 
geeint sind und sich für die Ver­
teidigung der freiheitlichen De­
mokratie einsetzen. Das stimmt 
optimistisch und gibt Zuversicht, 
dass die Aufrechten und diejeni­
gen mit Haltung immer mehr sein 
werden als jene, die im Grunde 
nur eines wollen: die Demokratie 
abschaffen. 

Ein König als alleinerziehender 
Vater. Er wickelt seine Tochter 

selbst, bringt ihr Lesen, Schreiben 
und Zeichnen bei. Erzieht sie zu 
einem selbstbewussten Mäd­
chen, das sein Glück in die eige­
ne Hand nimmt und neugierig 
auf die Welt ist...

Der junge Berliner Unterneh­
mer Stephan Kalinski hat das 
Grimmsche Märchen von Schnee­
wittchen jetzt neu erzählt. Beim 
abendlichen Geschichtenvorlesen 

für seine Tochter war ihm aufge­
fallen, dass die Mädchen und jun­
gen Frauen in den Märchen vor 
allem über ihre Schönheit defi­
niert und immer von tapferen 
Männern gerettet werden. Kur­
zerhand ersetzte er das Wort 
schön durch mutig: Die Mutigste 
im ganzen Land. Eine kleine Än­
derung, die viel ausmacht. Aus 
dieser spontanen Eingebung ist 
das Projekt »Fairy tales retold« – 
Märchen neu erzählt – entstan­
den. Gemeinsam mit dem Lehrer 
Iain Botterill aus London und der 
Zeichnerin Claudia Piras aus Sar­
dinien hat er es verwirklicht.

Kurz vor Weihnachten kam 
»Schneewittchen« als gebunde­
ne Buchausgabe mit zauberhaf­
ten Illustrationen bereits in deut­
scher und englischer Sprache he­
raus. Ausgaben in Polnisch, Ita­
lienisch, Französisch und Ara­
bisch werden folgen. Parallel ist 
dazu jeweils eine kostenlose Au­
dioversion geplant, auf Englisch 

kann der Podcast bereits ange­
hört werden. Die Anlehnung an 
das ursprüngliche Märchen ist 
da. Die zunächst liebe Stiefmut­
ter, die sich selbst für die Mutigs­
te hält, befragt ihren Zauberspie­
gel. Als dieser eines Tages ant­
wortet: »Schneewittchen ist die 
Mutigste im ganzen Land« be­
fiehlt sie dem Jäger, Schneewitt­
chen zu töten. Doch geistesge­
genwärtig lenkt diese ihn ab und 
kann fliehen. Sie schlägt sich im 
Wald durch und gelangt zum 
Haus der sieben Zwerge. Diese 
kommen in der Nacherzählung 
aus verschiedenen Ländern der 
Welt und sind verschiedenen Ge­
schlechtes. Schneewittchen wird 
nicht darauf reduziert, ihnen den 
Haushalt zu machen, sie bringt 
ihnen Lesen und Schreiben bei. 
Auf den vergifteten Apfel der 
verkleideten Königin fällt sie aber 
trotzdem herein. Wie in der Ori­
ginalgeschichte bauen ihr die 
Zwerge einen gläsernen Sarg, ein 

Prinz kommt vorbei, und beim 
Stolpern gegen den Sarg erwacht 
Schneewittchen. Happy-End ist 
hier aber nicht die Hochzeit. 
Schneewittchen lädt den Prinzen 
ein, gemeinsam die Welt zu ent­
decken.

In der Reihe »Fairy tales retold« 
sollen noch weitere Märchen- 
Adaptionen folgen. Anliegen ist 
die Abkehr von herkömmlichen 
Geschlechterdarstellungen. Kin­
der sollen in einer weltoffenen Ge­
sellschaft aufwachsen und nicht 
ständig mit dem Druck leben 
müssen, einem bestimmten Ideal 
zu entsprechen, betont Stephan 
Kalinski. Dies zu vermitteln, ist 
mit dem neu erzählten »Schnee­
wittchen« prächtig gelungen.

�  IRIS STOFF

Stephan Kalinski, Iain Botterill: »Schnee-
wittchen und die sieben Zwerge«, Illus. 
Claudia Piras, Fairy Tales Retold,60 Sei-
ten, 19.95 Euro, ISBN 978-1-5272-5106-
9; als Hörbuch auf www.fairytales-re-
told.com

kritisch gelesen
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Das Jahr fing gut an in der Me­
dienGalerie, nämlich mit ei­

ner Karikaturen-Ausstellung der 
Cartoonlobby. Wenn der Alltag 
mit dem Zeichenstift aufs Korn 
genommen wird, worin ja der 
Sinn der Karikatur besteht, begeg­
nen den Betrachtenden Situatio­
nen, die aus dem Leben gegriffen 
sind, möglichst immer aus dem 
Blickwinkel anderer. Vielleicht wie 
bei Matthias Kiefel über das Tref­
fen zweier Fluggäste: Schon wie­
der Sie hier? Ja, billiger als ‘ne Miet­
wohnung. Die Zeichnungen unter 
dem Titel »Fremdschämen fürs 
Klima« haben das weite Feld der 
Umweltpolitik zum Inhalt. Wozu 
Konsumverhalten, Energiewende, 
Umweltschutz, Nachhaltigkeit, Kli­
mawandel, Ernährung und vieles 
Verwandte gehört. Da zeigte sich 
leider, dass den Zeichnerinnen 
und Zeichnern zu den drängen­
den Problemen auch nur wenig 
Spaßiges einfallen wollte, höchs­
tens Bissiges. Wie Barbara Henni­
ger, die am Grab den Trauerredner 
salbungsvoll sagen lässt: Gottlob 

hat wieder ein verdammter Kli­
masünder sein letztes CO² ausge­
haucht. Oder Schwarwel, der den 
Eisbären auf der tauenden Eis­
scholle zitiert: Ich hoffe ja immer 
noch, Trump hat recht. Und ein 
junger Poet, von Kriki porträtiert, 
sinniert in der Hitze: Ist das noch 
Wetter oder schon Unwetter? Da 
uns die Umweltprobleme nicht nur 
täglich mit erschreckenden Nach­
richten hautnah gebracht werden, 
sondern durch eigene tägliche Er­
fahrung spürbar sind, können alle 
Bilder problemlos verstanden wer­
den, auch die ohne Worte. Bei­
spielsweise, von Philipp Sturm ge­
zeichnet, der blaue Planet als ein 
Luftballon, dem die Luft entweicht. 
Oder von Calleri, wie der Erde die 
Luft zum Atmen abgedrückt wird.

Man kann Zeichnungen zu be­
schreiben versuchen, aber ge­
macht sind sie zum Ansehen. Des­

halb war es nun bereits das vierte 
Mal in Reihe, dass die Cartoon­
lobby zum Jahresauftakt eine Aus­
wahl von Arbeiten ihrer Mitglieder 
in der MedienGalerie vorstellte. 

Der bundesweite Berufsverband, 
der die Gilde der Zeichner/innen 
vertritt und auch deren sonst 
leicht vergängliche Arbeiten sam­
melt, hat Sitz und Ausstellung seit 

Jahren in Luckau. Der Ort ist nicht 
nur ein wenig abgelegen für In­
teressierte, er muss, wie mitgeteilt 
wurde, aufgegeben werden. Die 
Initiatoren hoffen, dass ihre lange 
Suche nach einer angemessenen 
Unterkunft in (oder bei?) Berlin 
irgendwann erfolgreich sein wird. 
Man möchte es nicht nur der Car­
toonlobby wünschen. Auch der 
Hauptstadt, die sich gern mit Se­
henswertem schmückt, stünde ei­
ne ständige Ausstellung aus die­
sem speziellen Bereich der Bilden­
den Kunst gut zu Gesicht.

 � A.GÖRNE
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Fremdschämen per Zeichnung
Aus dem Leben gegriffen – Ausstellung der Cartoon-Lobby 

Karikatur: Paolo Calleri

Sehens- und beredenswert – Cartoons in der MedienGalerie� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Karikatur: Helmut Jacek

Beim Haustarifvertrag für das 
Staatstheater Cottbus hat sich 

die Konsequenz der ver.di-Be­
triebsgruppe ausgezahlt. Sie ist 
hart geblieben: Die hundertpro­
zentige Anpassung an den Flä­
chentarifvertrag Länder (TV-L) 
wird nicht weiter verzögert, son­
dern gilt rückwirkend zum 1. Ja­
nuar. Damit ist die bisherige Dif­
ferenz von rund sieben Prozent 
Gehaltsunterschied ausgeglichen. 
Insgesamt werden die Beschäftig­
ten durch die weitere Erhöhungs­
stufe der TV-L Entgelte rund zehn 
Prozent mehr erhalten. Dafür 
stellt das Land 2,2 Mio Euro im 
Nachtragshaushalt bereit, weitere 
Mittel kommen von der Stadt. Das 
seien, so Kulturministerin Manja 

Schüle, »großartige Vorausset­
zungen für einen kraftvollen Start 
in die Spielzeit 2020/21 unter der 
Ägide des neuen Intendanten Ste­
phan Märki«. 

ver.di-Sekretär Hikmat El-Ham­
mouri wertet die Bezahlung nach 
aktuellem TV-L als »längst not­
wendige Anerkennung der Leis­
tungen aller Beschäftigten, die 
das Theater zu einem künstleri­
schen Markenzeichen des Landes 
Brandenburg gemacht haben«. 
Das 1908 im Jugendstil gebaute 
Cottbuser Theater wurde 1992 
Staatstheater. Es ist das einzige 
Mehrspartenhaus mit Musikthe­
ater, Philharmonischem Orchester, 
Schauspiel und Ballett im Land 
Brandenburg. � RED

Notwendige Anerkennung
Zusätzliche Millionen fürs Staatstheater Cottbus

Berliner Standort 

gesucht
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	�� Neu gewählt im 
Landesbezirk

Auf einer außerordentlichen Landes­
bezirkskonferenz Mitte Februar 
wurde Susanne Feldkötter, bisher 
ver.di-Bezirksgeschäftsführerin 
Potsdam/ Nordwestbrandenburg, 
mit 89,74 Prozent als Mitglied der 
ver.di-Landesbezirksleitung Berlin-
Brandenburg gewählt.

	�� Ateliernotstand 
abgefedert

Im Landeshaushalt Berlin werden 
die Mittel für das Anmieten von 
Ateliers 2020 und 2021 nochmals 
um je 1,5 Mio. Euro aufgestockt. 
Sie kommen zu den bisher vorge­
sehenen Erhöhungen hinzu. Damit 
gibt es diesem Jahr 2,1 Mio. und 
im nächsten 2,9 Mio. Euro mehr.

	�� Betriebsrat bei  
ze.tt GmbH 

Seit Mitte Februar hat die ze.tt 
GmbH eine Betriebsrätin. Das Un­
ternehmen mit Sitz in Berlin hat 
ca. 20 überwiegend redaktionell 
Beschäftigte. Alleinige Gesellschaf­
terin ist die Zeitverlag Gerd Buce­
rius GmbH & Co. KG Hamburg. 
ver.di unterstützte die erstmalige 
Betriebsratswahl. Das Unterneh­
men ist noch nicht tarifgebunden.

	�� Traditionelles 
FilmFrühstück

Zum FilmFrühstück der ver.di Film­
Union am ersten Berlinale-Sams­
tag im Deutschen Theater infor­
mierten sich Kulturreferentin Sa­
brina Hausmann von der SPD und 
Notker Schweikhardt, medienpo­
litischer Sprecher der Grünen, über 
die Arbeitsbedingungen der Film­
schaffenden. Beide unterstützen 
die ver.di-Forderung nach Festschrei­
ben tariflicher Mindeststandards 
bei der Novellierung der Berlin-
Brandenburger Filmförderung. 
Von der Novelle des Filmförder­
gesetzes auf Bundesebene berich­
tete ver.di-Tarifsekretär Matthias 
von Fintel. Die Groko-Fraktionen 
fordern endlich die Einhaltung 
von Sozial- und Tarifstandards als 
Fördervoraussetzung. 

Kurz gemeldet Bei der »Berliner Zeitung« und 
dem »Berliner Kurier« zieht 

keine Ruhe ein. Seit dem Überra­
schungscoup vom September 2019, 
mit dem die DuMont Medien­
gruppe ihren Berliner Besitz an 
das branchenfremde Ehepaar Sil­
ke und Holger Friedrich verkaufte, 
jagt eine Schlagzeile die nächste. 
Die beiden jüngsten: Chefredak­
teur Matthias Thieme, der nach 
dem Rauswurf der bisherigen Chefs 
im Februar der »Berliner« vor­
stand, verabschiedete sich nach 
nur drei Wochen. Und: Tarifver­
handlungen, die nach mehrfacher 
Zusicherung an die Gewerkschaf­
ten unmittelbar vor dem Abschluss 
standen, scheinen erneut völlig 
offen. »Wir sind wieder weit aus­
einander«, sagt ver.di-Verhandler 
Jörg Reichel.

Die Erfahrungen, die Beschäf­
tigte und Leserschaft im letzten 
halben Jahr mit den Neuverlegern 
gemacht haben, gleichen insge­
samt einer Berg- und Talfahrt. 
Nach Irritationen durch öffentlich 
gewordene frühere Stasi-Tätigkeit 
Holger Friedrichs und redaktionel­
le Berichterstattung über eine Fir­
ma, an der er beteiligt ist, mussten 
Herausgeber Michael Maier und 
das Redaktionsteam viel Energie 
in Schadensbegrenzung stecken. 
Dass die bisher durch das von 
Madsack und DuMont betriebene 
Redaktionsnetzwerk Deutschland 
(RND) zugeliefert Politikberichter­
stattung zurückgeholt, die Tages­
zeitung wieder in bewährte vier 
Bücher gegliedert wurde und die 
Beschäftigten alle Umstrukturie­
rungen bei laufendem Betrieb 
meistern, verblasst hinter Nega­
tivbotschaften.

Dabei hätten die »Berliner Zei­
tung«, der »Berliner Kurier«, die 
in der BerlinerNewsroom GmbH 
zusammengefasste Redaktion, die 
Onliner in der Berlin24 Digital, die 
Beschäftigten der BerlinOnline 
Stadtportal GmbH sowie weitere 
vormals unter dem Dach von Du­
Mont Berlin zusammengefasste 
Töchter Stabilität mehr als ver­
dient. Hatte die Ära DuMont, die 
2009 mit der Übernahme von Fi­
nanzinvestor Mecom begann, 
doch permanente Einsparungen, 
Zergliederung und Stellenstrei­
chungen bedeutet. »Der Berliner 
Verlag kommt wieder in Berliner 
Hand«, hieß es zweckoptimistisch 
nach dem Verkauf. Das Ehepaar 
Friedrich übernahm die Neuer­
werbungen in die eigene Holding. 

Von »versachlichter, faktenbasier­
ter Berichterstattung«, Profilstär­
kung, »durchgehender Digitalisie­
rung« und zukunftsfähigen For­
maten war die Rede. Positiv: Die 
unter DuMont schon abgeschrie­
bene BVZ Berliner Zeitungsdruck 
mit reichlich 100 Beschäftigten 
erhielt eine Überlebenschance. 
Die Neuverleger wollen auch re­
daktionell aufstocken – gesucht 
wird mit Anzeigen in Englisch, 
Russisch, Türkisch und Hebräisch. 
Weit gediehen scheint ein von ei­
nem Redaktionsausschuss vorge­
legtes neues Redaktionsstatut. Es 
soll alle redaktionellen Abläufe bei 
den gedruckten Zeitungen und im 
Online-Bereich regeln. Sofern die 
Friedrichs zustimmen… 

HELMA NEHRLICH

Berg- und Talfahrt
Berliner Zeitung und Berliner Kurier mit neuen 
Eigentümern auf Schlingerkurs

Evangelische Journalistenschule retten
Die Finanzierung der Evangelischen 
Journalistenschule (EJS) in Berlin steht 
auf der Kippe. Für ihren Erhalt wurden 
Unterschriften gesammelt. 
Seit 25 Jahren bildet sie journalisti-
schen Nachwuchs aus. Als Trägerin der 
EJS setze die evangelische Kirche in 
Deutschland mit der angekündigten 
Schließung in »Zeiten von Hass und 
rechter Gewalt das falsche Signal«, so 
Renate Gensch, dju-Landesvorsitzende 
Berlin-Brandenburg. »Gute journalisti-
sche Ausbildung muss der Evangeli-
schen Kirche das Geld wert sein, die 
Demokratie über eine freie Presse ge-
rade jetzt zu verteidigen.«� RED Fo
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Keine Stabilität bei der Berliner Zeitung� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Kollege Berg, zum ersten Mal 
überhaupt ist beim Medien-
board in Potsdam-Babelsberg 
die Klappe für einen Betriebsrat 
gefallen. Mit Dir sind zwei Kol-
leginnen und vier Vertretungen 
in dieses Gremium gewählt. Wa-
rum jetzt?

CHRISTIAN BERG: Unsere 1995 
gegründete Zwei-Länder-Anstalt 
ist gewachsen. Filmförderung hat 
sich in Berlin und Brandenburg als 
Erfolgsmodell etabliert. 14 Be­
schäftigte waren es bei meinem 
Start im Medienboard 2002, jetzt 
sind wir 44. Einst befristet Ange­
stellte haben jetzt feste Verträge. 
Der Druck auf die Strukturen 
wächst. Wie wichtig ein Betriebs­
rat inzwischen angesehen wird, 
zeigt die Beteiligung an der ge­
meinsam mit ver.di vorbereiteten 
Wahl: Alle haben gewählt.

Welche Probleme brennen Euch 
auf den Nägeln?

Da kommt einiges zusammen. 
In vierteljährlichen Betriebsver­
sammlungen erkunden wir die 
Meinungen. Arbeitszeiten bei­
spielsweise werden im exotischen 

Umfeld des Films traditionell nicht 
so genau genommen, reichlich 
Überstunden fallen an. Freizeit­
ausgleich jedoch ist unbefriedi­
gend geregelt. Es existierte bis­
lang keine einzige Betriebsverein­
barung. Mit wem auch? Die Frage 
können wir jetzt klar beantwor­
ten. Mit uns. Für unsere Beschäf­
tigten sind Tarifverhandlungen ein 
großes Thema. Der TV-L für den 
öffentlichen Dienst ist auf unsere 
Zwei-Länder-Anstalt als landesna­
he GmbH anzuwenden. Dabei 
wird es u.a. um Eingruppierungen 
gehen – nicht einfach bei unseren 
neuen, ineinandergreifenden Ar­
beitsfeldern und flachen Hierar­
chien. Vieles ist zu regeln. Auch 
der bevorstehende Umzug in un­
ser neues Gebäude auf dem Stu­

diogelände und seine nachhaltige 
Nutzung erfordern Mitsprache 
und Beteiligung.

Wie reagiert die Geschäftsfüh-
rung?

Grundsätzlich positiv. In monat­
lichen Treffen reden wir auf Au­
genhöhe. Die Geschäftsleitung 
zeigt sich lernend – schließlich 
hatte die Filmförderung noch nie 
einen Betriebsrat. Auch wir ler­
nen, arbeiten uns ins Betriebsver­
fassungsgesetz ein, nutzen Schu­
lungen. Das ist spannend. 

Als Leiter der Filmförderung 
hättest Du genug zu tun. War-
um nun Betriebsrat?

Ich gehöre zu denen, die am 
längsten beim Medienboard ar­
beiten. Schon vor einigen Jahren 
haben wir versucht, einen Be­
triebsrat zu gründen. Jetzt ist die 
Zeit reif. Ich freue mich, meine Er­
fahrungen im Unternehmen, 
mein Gewicht in die Waagschale 
zu werfen. Und damit meine ich 
nicht nur mein Lebendgewicht.

INTERVIEW:  
BETTINA ERDMANN

	�� Angemessene 
Honorare Musik

Freischaffende professionelle Mu­
sikerinnen und Musiker, die für 
Amateurensembles arbeiten, sind 
oft unterbezahlt. Zur Klarheit an­
gemessener Honorierung verab­
schiedete der Runde Tisch Chor­
musik im Berliner Landesmusikrat 
Empfehlungen: www.musik.verdi.
de/regional/berlin-brandenburg

	�� Musikschaffende 
Brandenburg

In Brandenburg verbessern neue 
Grundsätze für Honorarmindest­
standards die Situation freischaf­
fender Musikerinnen und Musi­
ker in Projekten und Institutio­
nen mit musikalischen Eigenpro­
duktionen. Das Land stellt für 
diese bundesweit neue Regelung 
bis zu 100.000 Euro bereit. 
Seit dem 1. März haben sich die 
TVöD-Entgelte auch für die kom­
munalen Musikschulen im Land 
Brandenburg erhöht. Änderun­
gen, neue Tabellen im ver.di-Rat­
geber Musikschullehrkräfte: https: 
//musik.verdi.de/ueber-uns/rat­
geber

Kurz gemeldet

	�� Thomson Reuters 

Die Beschäftigten der Nachrich­
tenagentur Thomson Reuters Ger­
many GmbH stimmten dem Tarif­
ergebnis zu. Ab April kommen zu 
einer linearen Erhöhung von 2,3 
Prozent jährliche, nach Gruppen 
gestaffelte Performance-Zulagen 
hinzu. Im Schnitt ist das eine An­
hebung von 3,5 Prozent.

	�� rbb 

Das Gesamtpaket des rbb sieht 
in 36 Monaten 6,2 Prozent Tarif­
erhöhungen vor. Es gelang, den 
Mobilitätszuschuss des Arbeitge­
bers fürs Jobticket auf 30 Euro 
anzuheben. Der Familienzuschlag 
wird in mehreren Stufen erhöht, 
Mindesthonorare werden gestei­
gert. 

	�� Druckhaus 

Die ver.di-Tarifkommission hat Tei­
le des Firmentarifvertrages der 
Märkischen Medienhaus Druck 
GmbH Frankfurt (Oder) gekündigt 
und verlangt eine vierprozentige 
Erhöhung von Löhnen und Ge­
hältern. 

	�� Wall 

Ab Juli bekommen Beschäftigte 
bei der Wall GmbH eine Erhöhung 
von zwei Prozent des Effektivge­
halts. Einmalzahlungen, Erschwer­
niszulagen und erfolgsabhängige 
Gehaltsbestandteile bleiben be­
stehen. 

	�� Schaubühne 

Seit August 2018 erreicht die 
Schaubühne 90 Prozent des Tarif­
vertrages der Länder. Rückwir­
kend ab 1. Januar 2019 werden 
die Entgelte um 3,2 Prozent, min­

destens jedoch 100 Euro erhöht; 
ab 1. Januar 2020 um weitere 3,2 
Prozent, mindestens jedoch 90 
Euro.

	�� Tagesspiegel

Für die Tagesspiegel GmbH und 
die Tagesspiegel Marketing Ser­
vice GmbH starteten Mitte März 
Haustarifvertragsverhandlungen. 
Bereits im vergangenen Herbst 
machten Beschäftigte in einer 
aktiven Mittagspause auf ihre Si­
tuation aufmerksam. ver.di for­
dert, die jeweiligen Flächentarif­
verträge für die einzelnen Be­
schäftigtengruppen zu überneh­
men. 

	�� Buchhandel

Ende Januar wurde in der Tarif­
verhandlung für den herstellen­
den und verbreitenden Buchhan­
del eine Erhöhung um 4,1 Prozent 
vereinbart. Ab Februar steigen so­
mit die Entgelte um 2,2 Prozent 

und ab 1. Januar 2021 um wei­
tere 1,9 Prozent.

	�� Altersvorsorge 

Für die Papier- und Kunststoff­
verarbeitung wurde zum Tarifver­
trag Altersvorsorge verhandelt. 
Danach zahlen Unternehmen ab 
Januar an alle Beschäftigten mit 
einem Altersvorsorgevertrag vier 
Jahre lang 12 Prozent auf das 
umgewandelte Entgelt. Danach 
sollen die gesetzlich geregelten 
15 Prozent gezahlt werden.

	�� AFP

In der dritten Verhandlungsrunde 
wurde für die 50 Beschäftigten der 
Nachrichtenagentur Agence France-
Presse GmbH mit Sitz in Berlin eine 
Einigung erzielt. Ab April werden 
Gehälter linear um 2 Prozent er­
höht, es gibt eine Einmalzahlung 
von 295 Euro. Der Manteltarifver­
trag wurde leicht geändert wieder 
in Kraft gesetzt.

Tarife

� Foto: MBB

Klappe, die erste für den Betriebsrat!
Christian Berg (64) ist Leiter der Filmförderung beim Medienboard 
Berlin-Brandenburg und seit Herbst 2019 dort Betriebsratsvorsitzender
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Dass kein Apfel mehr zur Erde 
ging, die Stühle kaum reich­

ten, ist ein ungewohntes Bild in 
der Senioren-Mitgliederversamm­
lung. Doch eingeladen war zum 
Reizthema: Doppelbesteuerung 

von Renten. Da kamen viele – nur 
nicht die als Referentin angekün­
digte Kollegin mit den Fachkennt­
nissen; sie war plötzlich – begrün­
det – verhindert. Unverständnis 
und Ärger unter den Versammel­

ten. Aber keinerlei Lust, mit Wut 
im Bauch das Feld zu räumen. Auf 
der Einladung hieß es, dass ein 
Richter des Bundesfinanzhofs die 
Besteuerung von Renten für ver­
fassungswidrig hält. Das allein 
war genug, auch ohne Referat 
mit Fragen nicht hinter dem Berg 
zu halten. Ein Ärgerlicher begann, 
weitere warfen ihr Problem in die 
Runde; bald war ein Gespräch im 
Gang, so ungeordnet wie inter­
essant.

Aber dennoch wollte nie­
mand, dass es dabei bleibt, näm­
lich ergebnislos. Weshalb das 
Flipchart okkupiert wurde, um 
die Forderungen zu notieren. Un­

ter anderem: Ist die Entschei­
dung von 2005 verfassungswid­
rig? Welche Renten werden dop­
pelt besteuert? Gibt es zum The­
ma bereits ein Arbeitspapier bei 
ver.di? Wer ist juristisch kompe­
tent? Und auch: Wir können 
nicht glauben, dass nur eine Per­
son im Bundesvorstand aus­
kunftsfähig sein soll. Der Vor­
stand der Seniorengruppe wird 
sich auf seiner nächsten Sitzung 
den Kopf zerbrechen müssen. 
Denn zum Abschluss war zu le­
sen: »Wir fordern eine zeitnahe 
Beantwortung unserer Fragen!« 

Mit dickem Ausrufezeichen. 
ANNEMARIE GÖRNE

Eine ungeordnete Versammlung
Reizthema Doppelbesteuerung – ver.di muss antworten

Unter dem Titel »Pressefrühling 
und Profit« lud der Salon 

»Rohnstock Biografien« kürzlich 
zu einem Vortrag ein, der anhand 
einer wissenschaftlichen Arbeit 
erläuterte, wie westdeutsche Ver­
lage 1989/90 den Osten eroberten. 
Autorin Mandy Tröger vom Insti­
tut für Kommunikationswissen­
schaft und Medienforschung der 
Universität München stellte ihre 
Forschungsergebnisse vor. 

Es ist erstaunlich, wie bereits kurz 
nach dem 9. November 1989 west­
deutsche Großverlage versuchten, 
den Zeitungsmarkt der DDR zu 
vereinnahmen. Die Forderungen 
der Demonstranten am 4. Novem­
ber auf dem Alexanderplatz nach 
»Medienfreiheit – Informations­
freiheit – Meinungsfreiheit« wur­
den wenige Wochen danach Wirk­
lichkeit und von der neuen DDR-
Regierung unter Hans Modrow 
garantiert. Anfang 1990 kündig­
te diese die Einsetzung eines Me­
dienkontrollrates an. Aber schon 
Ende November 1989 begannen 
westdeutsche Presseverlage mit 
Lobbyarbeit, um sich Marktantei­
le in der DDR zu sichern. 

Zwar hatte der DDR-Postzeitungs­
vertrieb nach den eingeleiteten 
Reformen noch die Monopolstel­
lung im Land. Diese wollten füh­
rende westdeutsche Verlage un­
bedingt brechen. In Konkurrenz 
untereinander schlossen sich Sprin­
ger, Gruner+Jahr, Bauer und Bur­
da zu einer Zweckgemeinschaft 
zusammen. Im Dezember 1989 
vereinbarten beide Staaten einen 
Austausch der Presse, der allerdings 
von der DDR aufgrund der perma­

nenten Papierknappheit nicht ver­
wirklicht werden konnte. Die 
»Zweckgemeinschaft« verhandel­
te mit der DDR-Regierung, schei­
terte aber an überzogenen Vor­
stellungen. Sie wollte sich eine 
Monopolstellung im Vertrieb ihrer 
Presseerzeugnisse sichern. Kurz 
vor der Volkskammer-Wahl am 
18. März 1990 änderten die gro­
ßen westdeutschen Zeitungsver­
lage ihre Strategie und verkauften 
von nun an ihre Druckerzeugnis­
se 1:1, also BRD-Preis gleich DDR-
Preis, mit der Absicht, künftige 

Leserschaft zu gewinnen. Zudem 
erhielten sie aus Bundesmitteln 
einen Zuschuss von 40 Mio. DM. 

Aufteilen ohne 

rechtliche Grundlage

Der nächste Schritt dieser »Zweck­
gemeinschaft« war, Joint-Ven­
ture-Abkommen mit DDR-Verla­
gen und besonders mit den auf­
lagenstarken SED-Bezirkszeitun­
gen einschließlich der Berliner Zei­
tung zu treffen; eine Struktur zu 

installieren, die nicht mehr rück­
gängig gemacht werden konnte. 
Das alles vollzog sich ohne recht­
liche Grundlage. Die Zweckgemein­
schaft teilte das DDR-Gebiet unter 
sich in vier Vertriebszonen auf, um 
festen Fuß im DDR-Pressewesen 
der Nachwendezeit zu fassen. 
Dieses Ansinnen ließ die neue 
DDR-Regierung allerdings durch­
fallen, verwies auf den Runden 
Tisch und auf den künftigen 
Medienkontrollrat, weil sie die 
Medienfreiheit in Gefahr sah.

Im Blickpunkt der Westverlage 
standen vor allem die Filetstücke, 
die im April 1991 doch an 12 fi­
nanzstarke Verlage für insgesamt 
800 Mio. DM verkauft wurden; 
allerdings mit der Festlegung, nur 
je einen Verlag bzw. eine SED-Be­
zirkszeitung erwerben zu dürfen.

Basisdemokratische 

Reformen negiert

Autorin Mandy Tröger zog den 
Schluss: Eine Demokratisierung 
der DDR-Presse habe nicht so 
stattgefunden, wie es die DDR-
Oppositionellen gefordert hatten. 
Schließlich seien die auflagenstar­
ken SED-Bezirkszeitungen ohne 
grundlegende Änderungen über­
nommen worden. Und das ge­
schah in einer Grauzone. Da im 
Medienressort die Verantwortung 
nicht bei der Treuhand lag, son­
dern nach der Wiedervereinigung 
1990 in den Händen des Innen- 
bzw. des Finanzministers der Bun­
desrepublik, wollte sie offensicht­
lich nicht eingreifen. Das alles 
führte zum massiven Rückgang 
ehemaliger DDR-Presseerzeugnis­
se. Die Bundesregierung setzte 
auf die Kräfte des freien Marktes. 
Damit wurden die Pressestruktu­
ren der BRD geschützt und die ei­
gentlich geplanten basisdemokra­
tischen Reformen der DDR-Bür­
gerbewegung negiert.

Die Chefin des Salons, Katrin 
Rohnstock, stellte am Schluss fest: 
Diese Eroberung des Ostens 1989/ 
1990 durch westdeutsche Verlage 
könne man auf alle Zweige der 
DDR-Institutionen und Unterneh­
men übertragen. Und was das 
DDR-Pressewesen anbelange, gab 
es unter diesen Bedingungen kei­
ne Möglichkeit, es pluralistisch, 
vielfältig, neu zu gestalten. 

� WOLFHARD BESSER

Mandy Tröger: »Pressefrühling und Pro-
fit«, 360 Seiten, Broschur, 25 Euro, ISBN-
Nr. 978-3-86962-474-7

Pressefrühling und Profit
Wie der DDR-Zeitungsmarkt erobert wurde

Zeitungsständer aus dem Museum – DDR-Presse in (ziemlicher) Vielfalt
� Foto: Stefan Kühn

Fragen gibt es mehr 

als genug
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Das Februar-Schmuddelwetter 
spielte deutlich mit bei der 4. 

Podiumsdiskussion zur »Woh­
nungspolitik als Teil der Daseins­
vorsorge«. Eingeladen hatte er­
neut der Arbeitskreis Wohnen, in 
dem mehrere Gewerkschaften zu­
sammenwirken. Aber nicht nur 
der Moderator musste sich aus 
Krankheitsgründen entschuldigen 
lassen. Aus gleichem Grunde wa­
ren von den fünf Parteien lediglich 
Sprecher von Linken, CDU und FDP 
vertreten, um sich den drängen­
den Fragen der Vielen im Saal zu 
stellen. Es versprach dennoch eine 
anregende Diskussion zu werden. 
Denn bekanntlich besitzt Berlin 
etwas in der BRD noch nicht Da­
gewesenes, ein »Gesetz zur Mie­
tenbegrenzung im Wohnungswe­
sen«, kurz Mietendeckel genannt. 
Laut einer Umfrage von infratest 
dimap finden ihn 71 Prozent in 
der Hauptstadt gut, weil – bis auf 
klar geregelte Ausnahmen – für 
fünf Jahre die Mieten eingefroren 
sind. Für Mieter Zeit zum Durch­
atmen. CDU und FDP kündigten 
allerdings an, gegen den Mieten­
deckel zu klagen mit dem Argu­
ment, dass er gegen Bundesrecht 

verstoße. Aber unausgesprochen 
wohl auch als Vertreterinnen der 
Vermieter-Interessen.

Berliner Mieter stöhnen unter 
ungerechten Verhältnissen – vor 
allem dem ungebremsten Anstieg 
der Mieten, der Umwandlung von 
Mietwohnungen in Eigentum, den 
überbordenden Eigenbedarfskün­
digungen, den großräumigen Im­
mobilienkäufen der Steuervorteile 
wegen. Die Linke, die das Woh­
nungsressort im Senat innehat, 
sah die Notwendigkeit, regulierend 
einzugreifen, wozu den Ländern 

seit 2006 das Recht eingeräumt ist. 
Parteiübergreifend besteht Einig­
keit, dass Wohnungen gebaut 
werden müssen, preiswerte Woh­
nungen. Darin waren sich auch die 
Diskutanten einig. Doch Mieten­
deckel-Gegner verweisen darauf, 
dass damit nicht eine einzige Woh­
nung mehr gewonnen ist. Dass 
Angebot und Nachfrage nicht im 
Gleichgewicht seien, weil zu wenig 
gebaut werde, bemängelte die 
FDP, aber da auch teure Wohnun­
gen Mieter finden, sei offenbar 
Bedarf vorhanden. Der CDU-Ver­

treter merkte an, dass mehr mit 
Wohngeld reguliert werden sollte. 

Das Publikum im Saal zeigte sich 
unzufrieden, aber fachlich beschla­
gen. Von ihm kamen praktische 
Vorschläge – mehr als die Zeitpla­
nung zuließ. Beispielsweise müss­
te das Baurecht flexibler gestaltet 
sein, es sollte entrümpelt werden. 
Auch der auf wachsenden Mieten 
fußende Mietspiegel wirkt als Miet­
treiber, er müsste die längere Ent­
wicklung von zehn Jahren abbil­
den. Baugenehmigungen sollten 
zeitlich begrenzt werden, um ge­
gen verteuernden Weiterverkauf 
einzuschreiten. Die geschrumpfte 
Bauindustrie muss wieder leis­
tungsfähiger werden. Für Genos­
senschaften als sichere Wohnform 
wären besondere Bauförderun­
gen notwendig. Auch eine alte 
Forderung, die Sozialbindung von 
Wohnungen nicht nach 30 Jahren 
auslaufen zu lassen, wurde laut. 
Dass die Gewobag als kommuna­
le Wohnungsgesellschaft 6000 
Wohnungen zurückkaufte, sei 
nachahmenswert.

Man ging mit offenen Fragen 
nach Hause, aber auch mit einem 
neuen Treffpunkt. Weil Wohnen 
offenbar nicht nur in Berlin, son­
dern vielerorts zum Armutsrisiko 
geworden ist, hieß es am 28.März 
auf dem Potsdamer Platz: Housing 
Action Day.� A.GÖRNE

Sei froh, dass du gedruckt wirst, 
wir setzen doch deinen Namen 

darunter« – ein Spruch, den schon 
manche Fotografin, mancher Fo­
tograf gehört hat, sobald sie nach 
der Bezahlung fragten. Am letzten 
Tag der dju-Fotoausstellung »Ber­
lin um ’89 – Zeiten des Umbruchs« 
diskutierten in der MedienGalerie 
die Fotografen José Garibás und 
Lothar M. Peter über die »Zukunft 
der Fotografie – aussterbender Be­
ruf oder neue Tätigkeitsfelder?«. 
Mit dabei war Rolf Nobel, freier 
Fotograf und emeritierter Profes­
sor der Hochschule Hannover für 
Fotojournalismus und Dokumen­
tarfotografie.

»Wie können Fotografinnen und 
Fotografen wirtschaftlich überle­
ben?«, leitete Renate Gensch, dju-
Vorsitzende Berlin Brandenburg, 
ein. »Die Lage ist unsicher, es gibt 
kaum noch Festanstellungen«, so 
Garibás. Zudem sei die Arbeit oft 
belastend und gefährlich. Nobel 
führte aus, dass laut einer Umfra­
ge nur zehn Prozent der Befragten 
von journalistischer Fotografie le­

ben können. Die meisten arbeite­
ten noch bei Hochzeiten, Veran­
staltungen etc. »Trotzdem ist Fo­
tojournalismus der geilste Beruf 
der Welt.« Man sollte ihn ausüben, 
wenn man dafür brennt, aber wis­
sen, dass es schwer ist.

Dass auch renommierte Publi­
kationen auf Smartphone-Fotos 
zurückgreifen, nimmt Nobel ge­
lassen: »Ich verteufele das Smart­
phone nicht, aber um ein gutes 
Foto zu machen, braucht es mehr.« 
Die Qualität sei entscheidend. Oft 
wird versucht, Fotografen gegen­
einander auszuspielen«, beklagt 
Peter. Er habe erlebt, dass Tip und 
Zitty zu einer Clubreportage fünf 
Fotografen losschickten, letztlich 
aber nur eine Strecke wollten. Die 
anderen gingen leer aus. Er selbst 
meide das Aktuelle und konzen­
triere sich auf zeitlose Themen. 

Zeitungen, die Fotos für zehn Euro 
ankaufen, nutzen Fotografen 
schamlos aus. »Die Vergütungs­
regeln werden oft umgangen«, 
monierte die frühere dju-Ge­
schäftsführerin Ulrike Maercks-
Franzen. Honorarmindestsätze in 
einem Beruf durchzusetzen, wo 
zu 90 Prozent freiberuflich gear­
beitet wird, sei schwierig, meint 
Nobel. Wer sich verweigert, wer­
de ersetzt. Sinnvoll sei, sich ver­
bandsmäßig oder gewerkschaft­
lich zu organisieren. Nobel rät da­
zu, eine unverwechselbare Bild­
sprache zu entwickeln und sich 
zu spezialisieren – etwa auf Wind­
energie. »Dann kommt man po­
tenziellen Auftraggebern sofort 
in den Sinn«. 

Garibás beklagt die Rolle der 
Agenturen. Er erlebte, dass eine 
Agentur ein Bild für 200 US-Dol­

lar an die New York Times ver­
kaufte und den Journalisten mit 
zwölf Euro abspeiste. »Mit der Di­
gitalisierung kam der Umbruch, 
die Agenturen drücken die Prei­
se«, meint auch Nobel. Groß sei 
der Einbruch bei der Reisefotogra­
fie gewesen, wo Amateure auf 
den Markt drängen. Chancen ge­
be es nur auf Feldern, die diesen 
nicht offenstehen: Bei einer Foto­
strecke etwa über eine VW-Band­
straße hätten Profis die Nase vorn. 
� UCB

Bedrohte Spezies?
Talk in der MedienGalerie auf der Suche nach den 

Perspektiven der Berufsfotografie

Berliner Mieten mit Deckel
Arbeitskreis Wohnen diskutierte Senatspolitik

Bezahlbare Mieten interessieren alle Generationen� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Bald Exoten? Profifotografen im 
Fokus� Foto: Manfred Krause
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FB 1: Raus aus  

der Blase

Als ehrenamtliche Landesfachbereichs­
vorsitzende des Fachbereichs 1 Fi­
nanzdienstleistungen gehört Bank­
fachwirtin Christina Stönner dem 
Gründungsvorstand des künftigen 
Bereichs A an. Die Fusion ihres Fach­
bereichs mit so unterschiedlichen 
Branchen wie Medien, Ver- und Ent­
sorgung und Telekommunikation 
sieht die stellv. Betriebsratsvorsitzen­
de der Berliner Sparkasse – die dort 
auch für die Arbeitnehmerseite im 
Aufsichtsrat sitzt – als »Chance und 
notwendigen Prozess«. Es sei wich­
tig, dass ver.di sich an die Verände­
rungen in den Unternehmen anpas­
se. Verfestigte Strukturen sind auf­
zubrechen. »Wir kommen raus aus 
unserer Fachbereichsblase, dürfen 
dabei aber unsere Fachkompetenz 
nicht verlieren.« 

Bankangestellten, Finanz- und Ver­
sicherungsfachleuten geht es mit 
überwiegenden Festanstellungen und 
guten Tarifverträgen »manchmal auch 
zu gut«. Nicht wenige hätten, so 

Stönner, sich bequem eingerichtet 
und erachteten eine Mitgliedschaft 
in der Gewerkschaft für unnötig. 
Aber Stellenabbau und angedrohte 
Reallohnverluste in den Tarifver­
handlungen 2019 der Banken haben 
Kolleginnen und Kollegen aufgerüt­
telt. Sie machten in ganz Deutschland 
mit Streiks auf ihre Situation aufmerk­
sam. In Berlin gingen am vierten Streik­
tag rund 1.000 Beschäftigte auf die 
Straße. Sie machten klar, dass sie mit­
nichten Vorstandsgehälter beziehen. 
»Der Druck hat geholfen. Wir sind 
– mit einigen Abstrichen – zu einem 
annehmbaren Abschluss gekom­
men.« Diese Erfahrung werde bei 
der diesjährigen Tarifrunde der Spar­
kassen helfen.

Sorgen bereitet, dass sich zu weni­
ge junge Leute für die Gewerkschaft 
interessieren. Ältere kehren ihr den 
Rücken, wenn sie aus dem Erwerbs­
leben ausscheiden. Gerade im Fi­
nanzsektor mit Abbau von Arbeits­
plätzen, sehr guten Abfindungen 
und Vorruhestandsregelungen ist das 
verbreitet. In beidem sieht Stönner 
– 35 Jahre alt, über die JAV zur Ge­
werkschaft gestoßen und seitdem 
»Blut geleckt« – ein fachbereichs­
übergreifendes Problem. Sie erhofft 
sich im Zusammenwirken frische Ide­
en zum Gewinnen und Binden von 
Mitgliedern. »Wir müssen den Mehr­
wert klar machen, den eine Gewerk­
schaftsmitgliedschaft auch in Zeiten 
sozialer Medien und digitalen Arbei­
tens bringt. Flächentarifverträge sind 
kein Automatismus, sondern müs­
sen gemeinsam erstritten werden. 
Allein kann niemand seine Rechte 
auf einem zunehmend vernetzten 
Arbeitsmarkt durchsetzen.« 

In wachsender Freiberuflichkeit – 
mit Finanzberaterinnen und -bera­
tern oder Versicherungskaufleuten 
ohne Betriebsbindung – entdeckt 
Stönner beispielsweise große Schnitt­
mengen zum Fachbereich 8. »Dort 
ist freies Arbeiten im Journalismus 

oder den Künsten gang und gäbe. 
Einen Austausch, wie Kolleginnen 
und Kollegen dabei besser zu unter­
stützen sind, halte ich für zukunfts­
weisend.« 

Wie »best practice« funktionieren 
kann, wurde schon auf dem Som­
merfest des Fachbereichs 1 im ver­
gangenen Jahr getestet. Aktive aus 
anderen Bereichen leisteten der Ein­
ladung Folge. »Wir haben uns be­
schnuppert und sammeln erste Er­
fahrungen in der Zusammenarbeit.« 

FB 2: Daseinsvorsorge 

– unsere Großbetriebe 

kennt jeder

Eine starke traditionell-gewerkschaft­
liche Komponente mit funktionie­
renden Betriebsstrukturen bringt der 
Fachbereich Ver- und Entsorgung in 
die Fusion ein. »Wir stehen mit un­
seren Fachgruppen Energie, Wasser- 
und Abfallwirtschaft für wichtige Be­
reiche der Daseinsvorsorge. Unsere 
Unternehmen kennt jeder – die Ber­
liner Wasserbetriebe, Vattenfall und 
Gasag oder die Berliner Stadtreini­
gung, in Brandenburg Wasserbetrie­
be und Abwasserzweckverbände so­
wie die Stadtwerke.« So stellt Rolf 
Wiegand, ehrenamtlicher Landes­
fachbereichsvorsitzender, seine stol­
ze ver.di-Fraktion vor. Hier gibt es 
noch Arbeiter und Angestellte in 
großer Zahl, gewerkschaftliche Ver­
trauensleutestrukturen, 60 bis 80 
Prozent ver.di-Mitglieder in den Be­
legschaften sind keine Seltenheit. 
Das darf man kampfstark nennen. 

Doch schon die Tarifsituation zei­
ge Unterschiede. Relativ klar sei die 
Sache bei der BSR als Deutschlands 
größtem kommunalen Stadtreini­
gungsunternehmen oder den Berli­
ner Wasserbetrieben, hier gilt das 
Tarifwerk für den öffentlichen Dienst. 
Anders bei privaten Großbetrieben 

Partnerschaft  
auf Augenhöhe
Auf dem Weg in die Zukunft: Die ver.di-Fachbereiche 1 Finanz
dienstleistungen, 2 Ver- und Entsorgung, 8 Medien, Kunst und 
Industrie sowie 9 Telekommunikation, Informationstechnologie 
verschmelzen bis 2022 zum großen Bereich A – sowohl auf Bundes- 
als auch auf Landesebene. Das hat der ver.di-Gewerkschaftskon-
gress im September 2019 beschlossen. Zeitgemäße Strukturen sol-
len entstehen, Synergien werden erwartet. Sprachrohr stellt die 
Partner der Zukunft für unseren Fachbereich 8 vor und hat dazu 
die ehrenamtlichen Landesfachbereichsvorsitzenden befragt.

FB 1 Mai-Demo 2019: Wir beziehen keine Vorstands
gehälter

Christina Stönner:  
»Best practice«

FB2 Warnstreik bei Vattenfall 2018: 
Wir fordern mehr Einkommen



s p r a c h r o h r 91  |  20 P a r t n e r  d e r  Z u k u n f t

wie Gasag und Vattenfall, wo ver.di 
gute Tarifverträge erkämpfen konn­
te. Auch in relativ großen Betrieben 
der privaten Abfallwirtschaft wie 
Berlin Recycling oder Alba konnten 
gute Tarife erzielt werden. Schwie­
riger ist das in kleineren Firmen oder 
bei regionalen Wasserbetrieben. Da 
gilt keinerlei Flächentarif mit allge­
meinverbindlichem Mindestlohn, da 
muss um vernünftige Haustarife ge­
rungen werden. Unternehmen ge­
hören teilweise keinem Arbeitgeber­
verband an oder versuchen, sich über 
Ohne-Tarif-Mitgliedschaften aus der 
Tarifbindung zu stehlen. »In solchen 
Bereichen prekärer Beschäftigung 
kommt es auf die gewerkschaftliche 
Organisationsstärke an«, weiß Wie­
gand. Dass ver.di hier »den Fuß wie­
der in die Tür bekommt für Flächen­
tarife«, sieht er als persönliche Auf­
gabe. Auch die Tarifrunde Öffentli­
cher Dienst im Herbst gehöre zu den 
Themen, die die ver.di-Gremien be­
schäftigen. Da gehe es um den Stel­
lenwert öffentlicher Daseinsvorsorge 
wie um konkrete Forderungen: Stei­
gerungsvolumen oder selbstbe­
stimmte Arbeitszeit. 

Eher gesellschaftspolitische Ver­
ständigung verlangen dagegen die 
Entwicklungen in der Energiewirt­
schaft: Kohleausstieg und Klima­
wandel, Veränderungen am Energie­
markt, Anforderungen an Ladein­
frastruktur und Netze: »Wir beschäf­
tigen uns intensiv mit den ökologi­
schen Herausforderungen«, erklärt 
Wiegand. Überhaupt schätzt er an 
seiner ehrenamtlichen Arbeit die 
Vielfalt der fachlichen Anforderun­
gen. Sie schärfen den Blick über den 
Tellerrand. Noch mehr werde sich der 
Blick durch die geplante Fusion wei­
ten. Erfahrungen hätten die Ver- und 
Entsorger einzubringen. Aber natür­
lich will sich der stellvertretende Vor­
sitzende des Personalrates Abfall­
wirtschaft bei der BSR weiter um den 
eigenen Beritt kümmern. »Die BSR 

wächst mit der Stadt«, das bringe 
Neueinstellungen und die Notwen­
digkeit, sich um die Verbesserung 
von Arbeitsbedingungen zu küm­
mern. Im Kleinen wie im Großen.

FB 9: Wir gewinnen 

Verständnis 

füreinander

Seit 2004 ist Andreas Kraska ehren­
amtlicher Vorsitzender des örtlichen 
Fachbereichsvorstands vom Fachbe­
reich 9 Telekommunikation, Infor­
mationstechnologie. »Als ich 1974 
bei der Bundespost meine Lehre an­
fing, lagen drei Dinge zur Unterschrift 
auf dem Tisch: der Ausbildungsver­
trag, ein Eintrittsformular in die Post­
gewerkschaft und eines zur Postver­
sicherung.« Auf seine Ausbildung 
folgten Übergänge zur Deutschen 
Telekom, zu T-Systems und zur Deut­
schen Telekom IT GmbH. 

In seinem Fachbereich tummele 
sich eine bunte Mischung von eher 
schlecht verdienenden Call-Center-
Beschäftigten bis zu gut bezahlten 
IT-lern. »Den größten Bereich macht 
all das aus, was sich um den Tele­
komkonzern herum gruppiert.« Da­
neben finden sich andere Konzerne 
wie Vodafone oder IBM. Der Orga­
nisationsgrad variiert: Während bei 
T-Systems nur 15 Prozent in der Ge­
werkschaft sind, warten die Call-
Center der »Deutsche Telekom Kun­
denservices« mit 98 Prozent auf. 
»Viele Wandervögel in der IT-Bran­
che suchen nach dem besten Ver­
dienst und meinen, sie können alles 
für sich selbst regeln.«

Im Fachbereich habe man immer 
versucht, die Telekom-Konzernein­
heiten gleichzeitig in Tarifverhand­
lungen zu bringen, »damit wir uns 
unterstützen und bessere Abschlüsse 
erzielen.« Vor vier Jahren habe der 
Arbeitgeber jedoch T-Systems her­

ausgelöst, die Folge waren erheblich 
schlechtere Tarifabschlüsse. Nun ver­
suche man erneut, für den gesam­
ten Telekomkonzern eine einheitli­
che Tarifstruktur herzustellen. »Das 
ist schwer bei einem so zersplitterten 
Konzern.« Außerdem dränge man 
auf den Ausschluss betriebsbeding­
ter Kündigungen: Die Telekom habe 
Marktanteile verloren und wolle Per­
sonal einsparen. Bislang habe sie 
sich damit gebrüstet, dass sie keine 
Stellen abbaut und alles verträglich 
gestaltet. »Das ist Augenwischerei: 
Wenn etwa der Bereich Finanzdienst­
leistungen von Berlin nach Darmstadt 
verlegt wird, gehen nicht alle mit. Vie­
le springen ab – lassen sich abfinden 
oder nutzen die Altersteilzeit.«

Wie die Zusammenarbeit der Fach­
bereiche 1, 2, 8 und 9 im Landes­
bezirk künftig funktionieren wird, 
kann Kraska nur schwer einschätzen. 
»Wir können beim Zusammenschluss 
selbst nicht viel gestalten und warten 
auf Vorgaben der Bundesebene.« 
Noch seien die Fachbereiche in der 
Kennenlernphase: »Wir haben uns 
mehrmals getroffen, um Verständnis 
füreinander zu gewinnen. Die Zu­
sammenarbeit ist im Werden.« Man 
habe sich ausgetauscht – über Vatten­
fall, die Sparkasse, die Telekom usw. 
»So machen wir uns schlau, testen, 
welche Strukturen sinnvoll sind.« Als 
nächstes sind gemeinsame Ziele zu 
entwickeln. »Ich glaube nicht, dass 
wir das 2020 schaffen, erst danach 
können wir inhaltlich planen.«

Die funktionierende Senioren- und 
Jugendarbeit im FB 9 möchte Kraska 
gern fortführen. »Viele wissen nicht, 
dass sie als Senioren nur noch 0,5 
Prozent Beitrag zahlen und treten 
aus.« Dabei sei der Übergang ins 
Rentnerdasein mit Fallstricken ver­
bunden, bei denen die Gewerkschaft 
hilft. Und für die Jugendarbeit stelle 
der Fachbereichsvorstand Mittel zur 
Verfügung. »Damit werben wir für 
eine Mitgliedschaft.«

Der Fachbereich 1  
vereint Banken wie Deut­
sche Bank und Postbank, 
Sparkassen, Versicherun­
gen und Spielbanken. Im 
Landesbezirk zählt er 
5.413 Mitglieder. 

Der Fachbereich 2 erfasst 
Beschäftigte in Betrieben 
der Ver- und Entsorgung, 
bei Wasser-, Energie- und 
Abfallwirtschaft. In Berlin-
Brandenburg sind aktuell 
12.105 Mitglieder organi­
siert.

Der Fachbereich 9 umfasst 
vor allem die Telekom mit 
ihren Töchterunterneh­
men. Dazu kommen 
Betriebe der Informations­
technologie. 6281 ver.di-
Mitglieder sind im Landes­
bezirk registriert.

Rolf Wiegand:  
»Schärferer Blick«

FB9 Von IT bis Call-Center: bunte Mischung der Be-
rufsbilder

FB2 Warnstreik bei Vattenfall 2018: 
Wir fordern mehr Einkommen

Andreas Kraska:  
»Gemeinsame Ziele entwickeln«

TEXTE:  
BETTINA ERDMANN,  

HELMA NEHRLICH,  
UTE BAUER

Fotos: Christian von Polentz/ 
tansitfoto.de
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Vor vier Jahren traf sich eine Grup­
pe engagierter Lyrikerinnen und 
Lyriker des VS zum ersten Mal. Sie 
waren sich einig: Unser Schreiben 
soll etwas bewirken. Zeigen, wie 
wichtig politische, gesellschafts­
relevante Lyrik auch heute ist. 

»Wir zeigen unsere Papiere. Mö­
gen sie uns die Landerlaubnis in 
dieser hektischen Welt besche­
ren.« Mit Gedichten von Günther 
Bach, Ute Eckenfelder, Wolfgang 
Endler, Wolfgang Fehse, Frederike 
Frei, Gabriele Fritsch Vivié, Dorle 

Gelbhaar, Renate Gutzmer, Jochaim 
von Hildebrandt, Christine Kahlau, 
Henning Kreitel, Salean A. Maiwald, 
Steffen Marciniak und Reinhild 
Paarmann wartet die Anthologie 
auf. Das Buch ist am 10. März im 
Hirnkost Verlag, Berlin, erschienen 
und kostet 14 Euro. Zu den Le­
sungen wird sehr herzlich einge­
laden. 
Lesungen: 21. April um 20 Uhr in der 
Dorotheenstädtische Buchhandlung, 
Turmstraße 5, 10559 Berlin; 8. Mai um 
18 Uhr in der MedienGalerie Dudenstr. 
10, 10965 Berlin.

Ihre Papiere bitte! 
Lyrik-Anthologie des Berliner VS ist erschienen

B e r u f  &  G e s e l l s c h a f t

Einer, der sein ganzes Arbeits­
leben Heinrich von Kleist ge­

widmet hat, tritt als Autor auch 
hinter den großen Dichter zurück. 
Dr. Rudolf Loch, von 1963 bis 1994 
in Frankfurt (Oder) Leiter des Kleist-
Museums, hat zwei Kleist-Biogra­
fien (1978 bei Reclam und 2003 
im Wallstein-Verlag), eine ganze 
Reihe wissenschaftlicher Beiträge 
und im vergangenen Jahr seine 
Erinnerungen an den Aufbau der 
Heinrich von Kleist Forschungs- 
und Gedenkstätte veröffentlicht. 
Letztere sind unter dem Titel »Ein 
Haus für Kleist. Meine Frankfurter 
Erinnerungen 1963 bis 1969« in 
Günther Ehmigs Literatur-Betrieb 
erschienen. In dem 134 Seiten 
schmalen Band erinnert sich Loch 
an die Zeit von seinem ersten Be­
such in Frankfurt (Oder) bis zur 
Einweihung der Kleist-Gedenk- 
und Forschungsstätte. 

Das Studium der Germanistik 
und Theaterwissenschaften hatte 
er noch nicht ganz abgeschlossen, 
als er zum Vorstellungsgespräch 
beim Stadtrat für Kultur eingela­
den wurde. Der 1940 in Glogau 
Geborene nahm das Angebot an, 
sich in Kleists Geburtsstadt um 
das Erbe des Dichters zu küm­
mern, und er begann, ein Haus 
für Heinrich von Kleist einzurich­
ten. Es sollte sein Lebenswerk 
werden. Das führte dazu, dass er 
sich in den ersten sechs Jahren 
seines beruflichen Lebens nur we­
nig mit der Literaturwissenschaft 
befasste, dafür umso mehr mit 

Genehmigungen, Bauplänen, po­
litischen Entscheidungsträgern 
und dem Ankauf von Einrich­
tungsgegenständen. Auch eine 
abenteuerliche 24-stündige win­
terliche Fahrt in einem LKW nach 
Weimar gehörte dazu. 

Das Ergebnis dieser Arbeit passt 
nicht zwischen zwei Buchdeckel, 
steht aber unübersehbar am Ufer 

der Oder und ist weltweit be­
kannt. Statt Auflagenzahlen las­
sen sich hier Besucher zählen – 
385.000 waren es bis 1999. Hät­
te es nicht das Museum für Kleist 
im Gebäude der ehemaligen Gar­
nisonschule gegeben, wären der 
moderne Anbau, die neue Aus­
stellung und die wissenschaftliche 

Arbeit im Haus undenkbar. 1973 
wurde Loch zum Direktor der Ge­
denkstätte berufen. Und selbst­
verständlich war er unter den He­
rausgebern der 1978 im Aufbau-
Verlag erschienenen vierbändigen 
Ausgabe von Heinrich von Kleists 
Werken und Briefen. 

Neben Kleist hat er sich einem 
zweiten Dichter gewidmet, der zu 
den Frühvollendeten zählte: Ge­
org Büchner. Lochs Büchner-Bio­

grafie erschien 1988 im Verlag 
Neues Leben in einer Reihe, die 
vor allem für junge Leser konzi­
piert war. Am 30. April feiert der 
Kleist-Forscher seinen 80. Ge­
burtstag. Möge bald eine Fortset­
zung seiner Lebenserinnerungen 
erscheinen, denn dieses Stück 
DDR-Kulturgeschichte verdient, 
weiter erzählt zu werden.

CARMEN WINTER

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Literarische Sicht 

dringend benötigt

Lyrikinteressierte 

willkommen

DDR-Kulturgeschichte 

weiter erzählen

Kleists Haus ist sein Lebenswerk
Dr. Rudolf Loch zum 80. Geburtstag

	 �Romanwerkstatt  
2020

Bei drei Werkstatttreffen im Litera­
turforum des Brecht-Hauses Ber­
lin können Schreibende ihre lite­
rarischen Arbeiten weiterent­
wickeln. Texte werden lektorie­
rend diskutiert. Erwünscht sind 
Arbeiten zum sozialen oder poli­
tischen Geschehen. Schwerpunk­
te liegen auf der Struktur literari­
scher Projekte und Fragen des po­
litischen Schreibens. Geleitet wird 
die Werkstatt von Michael Wil­
denhain, Berliner VS-Vorsitzender. 
Sie richtet sich an deutschsprachi­
ge Autorinnen und Autoren, die 
erste literarische Schritte unter­
nommen haben, oder an Interes­
sierte mit besonderer Begabung. 
Die Ausschreibung erfolgt bun­
desweit, in Österreich und der 
Schweiz. Bewerbungen mit Le­
benslauf, Exposé (2-3 Seiten) und 
Roman-Textprobe (ca. 20-30 Sei­
ten) bis 31. März per Post (!) an: 
Literaturforum im Brecht-Haus, 
Romanwerkstatt, 10115 Berlin, 
Chausseestraße 125. Benachrich­
tigung bis 15. Mai, Absagen er­
folgen nicht, Bewerbungsunterla­
gen werden nicht zurückgesandt. 
Werkstattwochenenden: 27./28. 
Juni, 3./4. Oktober, 28./29. No­
vember. Abschlusslesung im De­
zember 2020 oder Januar 2021.

	 �Literaturrat nimmt 
Anträge entgegen

Die Geschäftsstelle des Branden­
burgischen Literaturrats in Frank­
furt (Oder) wird voraussichtlich ab 
April besetzt sein. Das Ministerium 
für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur muss noch über den För­
derantrag 2020 entscheiden. Nach 
der Mittelzusage werden wieder 
Lesungen von Brandenburger Au­
torinnen und Autoren gefördert. 
Anträge können nach wie vor 
formlos an dichterlandschaft@
carmenwinter.de gerichtet wer­
den oder an: Brandenburgischer 
Literaturrat e.V., Lindenstraße 5, 
15230 Frankfurt (Oder). 2019 
wurden annähernd 100 Honora­
re für Einzel- und Gruppenlesun­
gen ausgezahlt.

Bitte Vormerken

Kleistforscher Rudolf Loch� Foto: privat
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Das Ladenlokal im grafittiver­
(un)zierten Kreuzberger Haus 

war am letzten Januartag bre­
chend voll: Der Berliner Verband 
der Schriftstellerinnen und Schrift­
steller in ver.di hatte zum Neu­
jahrsempfang geladen. Gastgeber 
war der 1996 gegründete Tropen-
Verlag – nach zehn Jahren Stutt­
gart und zuvor schon zehn in Ber­
lin seit Januar 2019 wieder hier 
– und das Ereignis seitdem die 
zweite »Housewormingparty«, 
wie es Verlagsleiter Tom Müller in 
seinem Willkommen formulierte. 
Er sei geborener Berliner und freue 
sich, hier zu sein. Man habe ab­
sichtsvoll einen kiezorientierten 
Standort gewählt, ein unkompli­
ziert zu betretendes Ladenlokal 
ermögliche »schnellen Kontakt zu 
den Menschen.« 

Engeren Kontakt zu Verlagen zu 
suchen, gemeinsame Veran­

staltungen wie diesen Neujahrs­
empfang zu einer guten Gepflo­
genheit zu machen, sei Absicht, 
betonte VS-Vorsitzender Michael 
Wildenhain mit Dank an die Gast­
geber und an ver.di für die Un­
terstützung. Bei kulinarischen Häpp­
chen und einem guten Tropfen 
entwickelten sich auch gute Ge­
spräche. Von einem gemeinsamen 
Projekt von VS und Kunsthoch­
schule Weißensee erzählten ver.di-

Lyrikpreisträgerin Julia Schmidt 
und Paul Alfred Kleinert: interdis­
ziplinäres Arbeiten im gegensei­
tigen Bezug. Was heißt, Schrei­
bende initiieren mit ihren Texten 
das Entstehen von Kunstwerken 
– und umgekehrt. Beispielsweise 
hat eine Kunststudentin Gedichte 
von Julia Schmidt zu einem Lepo­
rello gestaltet.

Ergebnisse dieser künstlerischen 
Gemeinsamkeit – einige Arbeiten 
werden sogar als Semesterprojek­
te eingereicht – sind Mitte Mai in 

der Galerie Mein Blau in der Chris­
tinenstraße zu sehen. Zur Finissage 
am 17. Mai lesen VS-Mitglieder.

Ganz andere Diskussion bei 
Anja Bossen, erste ver.di Kunst- 
und Kulturbeauftragte. Auf dem 
ver.di Bundeskongress im Sep­
tember 2019 gewählt, will sie die 
Kunstfachgruppen und Personen­
gruppen wie die Selbstständigen 
näher zusammenbringen – auch 
mit Blick auf die bevorstehenden 
Fusionen. Sie sucht die Kontakte, 
»ganz durch bin ich noch nicht.« 
Es gäbe viele Berührungspunkte 
– Altersarmut sei ein großes The­
ma. »Was können wir zusammen 
bewegen? Das müssen wir uns 
fragen.« Der Vernetzungsgedan­
ke ist ihr wichtig. Es hat mich ge­

Es hat mich gefreut!
Neujahrsempfang des Berliner VS im Tropen-Verlag

Es gibt viele 

Berührungspunkte

Lesenswert
Neuerscheinungen  
von VS-Mitgliedern

Birgit Ohlsen »Unruhige Tage. 
Eine Wuppertaler Straße wird 
entnazifiziert. Das Protokoll«, 
NordPark Verlag Wuppertal, ISBN 
978-943940-62-6

Peter Richter »Reisen ins Frem-
de. Von Spitzbergen bis Kap Hoorn, 
vom Malecón zum Baikalsee« BoD 
Norderstedt, ISBN 978 3750429 
52 9

Armin Strohmeyr »Dichterkin-
der, Liebe, Verrat und Drama – der 
Kreis um Klaus und Erika Mann. 
Piper Verlag ISBN 978-3-492-
31534-0

Marianne Suhr »Schnee über 
Rossoschka. Eine Spurensuche.« 
Auch als Auftakt zum Gedenkjahr 
– 75 Jahre Kriegsende – textpunkt 
Verlag, ISBN 978 3938414 65 1

Katrin Lange, Gerd Bedszent 
(Herausgeber) »Gold und Eisen. 
Drei Theaterstücke für Kinder«, 
trafo Verlag, Berlin 2020, ISBN 
978-3-86465-130-4

VS-Vorsitzender Michael Wildenhain: Engere Kontakte zu Verlagen�Foto: Peter Asmussen

freut, Dich getroffen zu haben, so 
war zum Abschluss des anregen­
den Abends vielfach zu hören. 
Gemeint auch: Es freut mich. Wir 
machen was zusammen.

� B. ERDMANN 

sikrats Berlin, der Deutschen Or­
chestervereinigung, der Landes­
lehrervertretung der Berliner Mu­
sikschulen sowie des Berliner Mu­
sikschulbündnisses und Abgeord­
neten von Bündnis90/Die Grünen, 
LINKE und SPD. »Also einem brei­
ten Bündnis, dem die musikali­
sche Bildung und kulturelle Ent­
wicklung Berlins wichtig ist«, kon­
statiert Köhn.

Zur Erhöhung des Anteils fest­
angestellter Musikschullehrkräfte 
wurden für beide Jahre je 2 Milli­
onen Euro zusätzlich eingeplant. 
»Das ist nun wirklich ein sehr klei­
ner Schritt, sich der ver.di Forde­
rung von 80 Prozent, dem bun­
desdeutschen Durchschnitt ent­
sprechenden Festanstellungen, 
auch nur ansatzweise zu nähern«, 
meint Köhn. »Der Druck seitens 
der Betroffenen darf nicht nach­
lassen, um dieses Ziel zu errei­
chen«. � RED

wachsenden gewerkschaftlichen 
Organisationsgrades zustande ge­
kommen. Wesentlich war auch 
die Unterstützung des Landesmu­

tigung und wirtschaftliche Absi­
cherung«. Das Ergebnis sei nur 
durch den Druck der Berliner Mu­
sikschullehrkräfte und dank eines 

Für Honorarverbesserungen der 
Berliner Musikschullehrkräfte 

wurden auf Vorschlag der Senats­
verwaltung für Kultur für dieses 
Jahr weitere 2,2 Millionen Euro 
und für nächstes 6,5 Millionen zu­
sätzlich in den Haushalt 2020/ 
2021eingestellt. Diese Millionen 
sollen über eine neue Ausfüh­
rungsvorschrift Honorare Musik­
schulen ab August zu einer Erhö­
hung von ca. 30 Prozent führen. 

»Ein richtiger Schritt«, so ver.di 
Fachbereichsleiter Andreas Köhn, 
»aber leider sehr spät. Eine ein­
seitige Honorarerhöhung ersetzt 
keinen Tarifvertrag, verbessert nicht 
die soziale Gesamtsituation im 
Hinblick auf dauerhafte Beschäf­

Mehr Geld für Musikschulen
Honorarerhöhung ersetzt keinen Tarifvertrag

Nicht nur für die Geige: breites Bündnis und weitere Millionen für musi-
kalische Bildung� Foto: Gabi Senft

Fachgruppe

M u s i k
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Berufsschulklasse 1918: Karl Richter, langjähriger Vorsitzender der IG Druck und Papier Berlin, Namensgeber der Historischen 
Bibliothek, 2. Reihe, 3. v. l. � Quelle: »Karl Richter« von Gerta Stecher, Foto aus dem Nachlass von K. Richter; Grafik oben: Zeitschrift Jungbuchdrucker, Heft 24/1932

Als sich 1919 der Bildungsver­
band der Deutschen Buch­

drucker formierte, stellte er »ge­
waltige Missstände in der fachli­
chen Lehrlingsausbildung« fest. 
Der Niedergang des Buchdruck­
gewerbes in den vorausgegange­
nen Kriegsjahren hatte dazu bei­
getragen. Es wurde jedoch, die 
ganze Geschichte der organisier­
ten Arbeiterschaft im Druckge­
werbe begleitend, das »Lehrlings­
wesen als das größte Übel« an­
gesehen. Schon in der Petition der 
ersten deutschen Buchdruckerver­
sammlung an die in Frankfurt am 

Main tagende deutsche National­
versammlung vom Juni 1848 ist 
das »Lehrlingswesen« der erste 
ihrer Forderungspunkte. Auf der 
10. Generalversammlung des 
Buchdruckerverbandes im Juni 
1920 sieht sich der Verband in der 
Pflicht, dahingehende Regelun­
gen nicht dem Bildungsverband 
allein zu überlassen, sondern 
selbst Verantwortung zu überneh­
men: Zum 1. Oktober 1920 wird 
die Lehrlingsabteilung gegründet. 
Es müsse eine Wahrnehmung 
überwunden werden, »daß man 
in den Lehrlingen schlechthin ein 
Objekt sieht, das zur Arbeit gebo­
ren, möglichst viel Arbeit zu leis­
ten hat, und daß die Lehrlinge nur 
ein Objekt darstellen, das in jeder 
Hinsicht nur ausbeuterisch behan­
delt wird«.

Beim Abschluss der Tarifgemein­
schaft zwischen Unternehmerver­
band und Gewerkschaft 1896 war 
erstmals eine verbindliche Lehr­
lingsskala, die Zahl der auszubil­
denden Lehrlinge im Verhältnis 

zur der angestellter Gehilfen, ver­
einbart worden. Der »Lehrlings­
züchterei« sollte Einhalt geboten 
werden. Für 1880 waren 620 Dru­
ckereien gezählt worden, die gänz­
lich ohne Gehilfen, nur mit in Aus­
bildung befindlichen Lehrlingen 
arbeiteten. Aber auch noch 1927 
protestierten die Berliner Drucker 
gegen den »Sturmlauf der Prinzi­

pale gegen die Lehrlingsstaffel«, 
es gebe eine »verhältnismäßig ho­
he Zahl von Firmen, deren Lehr­
lingsziffer in keinem richtigen Ver­
hältnis steht zur Zahl der Gehil­
fen«. Über 1600 von ihnen waren 
derzeit in Berlin arbeitslos. 
Eigens die Lehrlingsausbildung un­
terstützend, wurde zunächst in 
Regie des Bildungsverbandes, spä­
ter des Buchdruckerverbandes die 
Zeitung »Jungbuchdrucker« her­
ausgegeben. In den ersten Jahr­
gängen wurde die Gründung der 
Lehrlingsabteilung begrüßt, vieler­
orts traten die Lehrlinge vollzählig 
bei. In Berichten schilderten sie die 
Widerstände, die ihnen begegneten, 
welche »gefahrdrohende« Grün­
dung das sei, welche »Nachteile« 
eine Lehrlingsordnung habe, die 
Bezahlung, Arbeitszeit, Berufsschul­
besuch und Ferien regelt. Redak­
teur Karl Helmholz förderte gezielt 
die Mitarbeit der Lehrlinge an ihrer 
Zeitung. Regelmäßige Rubriken wa­
ren »Bildung und Wissen«, »Setz­
kasten und Maschinensaal«, »Spra­
che und Rechtschreibung«, »Aus 
unserem literarischen Wettbe­
werb« und die Berichte aus den 
Lehrlingsabteilungen.

Schon bei der Gründung der 
Lehrlingsabteilung hatte es Aus­
einandersetzungen gegeben, in­
wieweit über die berufliche Bil­
dung und die Erziehung zum be­
wussten Gewerkschafter hinaus­
gehend sie in die politische Arbei­
terbewegung einbezogen werden 
soll. Wie die Jahresberichte z. B. 
der Berliner Mitgliedschaft des 
Buchdruckerverbandes erkennen 
lassen, blieb dies ein dauernder, 
vom Vorstand ungern gesehener 
Gegenstand der Diskussion in der 
Lehrlingsabteilung. Bis zum Ende 
der Weimarer Republik kam eine 
gesetzliche Regelung des Lehr­
lingswesens und der beruflichen 
Ausbildung nicht zustande. Das 
in dieser Hinsicht vom Buchdru­
ckerverband Geleistete blieb in 
der Gewerkschaftsarbeit als bei­
spielhaft anerkannt.

WOLFGANG BLUMENTHAL

Mehr als ein Objekt zur Ausbeutung
100 Jahre Gewerkschaftsjugend und Lehrlingsabteilung der Drucker 

Erstmals verbindliche 

Lehrlingsskala

Fachgruppe 

V e r l a g e ,  
D r u c k  u n d  Pa p i e r
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Gibt es Kooperationen?
Ich bin Familienbotschafter der 

AOK und versuche, Kindern zu 
mehr sportlicher Betätigung zu 
verhelfen. Als Botschafter des Be­
rufsverbandes für Orthopäden 
entwickle ich gemeinsam mit 
Fachleuten Ideen für gesunde Kin­
derfüße. An der Fachhochschule 
der Polizei bilde ich seit zehn Jah­
ren Polizisten im Puppenspiel aus 
und helfe bei diversen Präventi­
onsprojekten für Kinder. 

Wer unterstützt Dich?
Meine Wegbegleiter sind seit 

Jahren die Puppenbauer Christian 
Werdin sowie Barbara und Gün­
ter Weinhold. Wolfgang Schilke, 
Markus F. Adrian, Katja Kriegen­
burg, Harald Preuß und andere 
unterstützen technisch – bei Büh­
nenbau, Regie, Kamera, Schnitt 
etc. Weitere Hilfe bekommen wir 
leider nicht. Seit Beginn kämpfen 
wir ohne jegliche Förderung mit 
stetig steigenden Kosten. Ledig­
lich der JugendKulturService un­
terstützt Kita- und Schulvorstel­
lungen.

Wovon träumst du, wenn Du an 
Dein Theaterspiel denkst?

Ich freue mich bei jeder Vorstel­
lung auf ein neues Publikum, 
träume von weniger Autofahrten 
und von Bühnen, die sich selbst­
ständig auf- und abbauen.
� INTERVIEW:  

ROSWITHA WEBER

Wer bist Du und was machst Du?
Ich bin Puppenspieler, Schau­

spieler, Sänger und Moderator. 
Nach dem Studium an der Hoch­
schule für Schauspielkunst »Ernst 
Busch« zum Diplom als Puppen­
spieler und darstellenden Künstler 
zog ich in die Theaterwelt. Nach 
zu viel Kafka hatte ich 2002 Lust 
auf etwas Fröhliches und insze­
nierte gemeinsam mit Harald 
Preuß vom Puppentheater Firle­
fanz meine erste Inszenierung für 
Kinder. Das tapfere Schneiderlein, 
eine Mischform aus Schauspiel 
und Puppenspiel, war mein Start­
schuss fürs Kindertheater. 1600 
Vorstellungen später spiele ich 
dieses Stück noch heute quer 
durch Europa. 

2008 wurdest Du Chef vom 
PRENZLKASPER.

Den übernahm ich von Andre­
as Ulbrich und etablierte ihn mit 
zahlreichen Mitstreitern in der 
Marienburger Str. 39. Diese Spiel­
stätte ist beliebt, weil wir mit der 
Spezialisierung auf Kasper- und 
Märchentheater offensichtlich 
den Nerv des Publikums treffen. 
Der Erfolg verhalf mir auch zur 
Fernsehkarriere. Eine Producerin 
von Studio.TV.Film GmbH ent­

deckte mich. Seit 2009 schauen 
Kinder in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz Christian und Ki­
KANiNCHEN auf KiKA. Die Be­
kanntheit zog viele Projekte für 
Kinder nach sich, in die meine Er­
fahrungen als Geschichtenerzäh­
ler, Puppenspieler und Sänger ein­
fließen. 

Welche Ziele stellst du dir? 
Das wichtigste ist der Spaß, 

egal, ob ich die Kinder nur unter­
halten oder für ein Projekt zum 
Thema Gesundheit oder Sicher­
heit im Straßenverkehr interessie­

ren will. Ich will Augen, Ohren 
und Herzen der Kinder und Eltern 
öffnen, versuche authentisch zu 
bleiben und den Kindern niemals 
etwas vorzumachen. Der PRENZL­
KASPER wird inzwischen von mei­
nem Freund und Kollegen Ulrich 
Müller-Hönow geleitet. Ich spiele 
aber weiterhin und gestalte mit 
ihm gemeinsam den Spielplan. Als 
nächstes folgt ein Foto-Puppen-
Geschichtenbuch, ein neues Kas­
perstück, mein zweiter Puppen­
theaterfilm nach »Rotkäppchen 
und der Wolf« und weitere Hör­
spiele für Kinder.

DER CHRISTIAN
Sprachrohr traf sich mit Puppenspieler Bahrmann

Hallo PRENZLKASPER mit Puppenspieler Christian Bahrmann
� Foto: privat

Fachgruppe 

T h e a t e r 
u n d  B ü h n e n

Was für ein bewegendes 
Buch ist die Autobiografie 

der litauischen Intellektuellen Ire­
na Veisaité! In 13 über drei Jahre 
hinweg geführten Gesprächen 
mit Geschichtsprofessor Aurimas 
Svedas von der Uni Vilnius – vor­
züglich übersetzt von Claudia Sin­
nig, mit präzise Hintergründe er­
läuternden Fußnoten und priva­
ten Fotos – erzählt die heute 
92-jährige Theater- und Literatur­
wissenschaftlerin ihr Jahrhundert­

leben in einem Litauen voller Um­
brüche und schicksalhafter Ge­
schehnisse. Die Gespräche sind 
ein fesselnder Gedankenaus­
tausch unter Gleichgesinnten, der 
über die Rollenverteilung zwi­
schen Fragendem und Antwort­
gebender hinausgeht – eindring­
lich, einordnend, lebensklug. Ire­
na führt bis heute ein Leben für 
Kunst und Kultur, engagiert sich 
für den Kulturaustausch mit 
Deutschland, wurde mit der Goe­
the Medaille ausgezeichnet und 
setzt sich für eine offene Gesell­
schaft in Nordeuropa ein. 

»Das Leben sollte klar sein.« 
»Ich lebte unter wunderbaren 
Menschen.« »Ich bedaure nichts, 
auch nicht den hohen Preis meiner 
Entscheidungen«. Die Kapitel­
überschriften des Buches künden 
von Lebenskraft. Veisaités Schick­
sal ist eng verbunden mit dem tra­
gischen ihres Landes, mit der fa­
schistischen Okkupation und der 

Besetzung durch die Sowjetunion. 
Sie erfuhr Ausgrenzung, Gewalt, 
Vernichtung. Als Jüdin überlebt 
Veisaité das Ghetto. Wie die da­
mals 13-Jährige dem »Schläch­
ter« von Kaunas, dem SS-Mann 
Helmut Rauca mit einem Trick bei 
der Selektion mutig entgegentritt, 
ist eine der eindrücklichsten Pas­
sagen im Buch. Wenig bekannt 
ist, dass die Nazis in Litauen und 
Estland den Holocoust »erprob­
ten«. »Bis heute kann ich nicht 
verstehen«, sagt Veisaité, »wie all 
das in Europa, in einer zivilisierten 
Welt, in meinem heimatlichen Li­
tauen geschehen konnte.« Doch 
wenn man weiterleben wolle, 
müsse man lernen, zu lieben und 
zu vergeben. 

Wie Veisaité das verwirklicht, 
wird unter anderem im Nachtrag 
erzählt. Dort berichtet sie über die 
Freundschaft zur deutschen Schrift­
stellerin Reglindis Rauca. Die En­
kelin von Helmut Rauca, die ihren 

Großvater nie kennenlernte, sucht 
bei den Nachfahren seiner Opfer 
Vergebung und Versöhnung (siehe 
Porträt s14). 

»Mir kommen immer mehr Fra­
gen und immer weniger Antwor­
ten«, resümiert Veisaité am Schluss 
des Buches. Ob sich wirklich je­
mand dafür interessieren wird, 
worüber wir sprechen? Mit Auri­
mas Svedas hofft sie, dass »unse­
re Gedanken und Überlegungen« 
über das »außerordentlich schwe­
re zwanzigste Jahrhundert, dem 
wir noch immer zu entwachsen 
und Wege in die Zukunft zu bah­
nen versuchen« auch für deut­
sche Leser aktuell sein werden. 
Dem Wunsch ist beizupflichten. 
Lesende sind aufgefordert, mit­
zudenken.� B. ERDMANN

Irena Veisaité, Aurimas Svedas »Ein 
Jahrhundertleben in Litauen, deutsch 
von Claudia Sinnig, Wallstein Verlag 
Göttingen 2019, 428 Seiten, 24 Euro, 
ISBN 978-3-8353-3556-1

Buchtipp

Ein Jahrhundert-

leben in Litauen

Wallstein Verlag 2019
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An ihrer Schlafzimmertür hat 
Reglindis Rauca eine »fire­

wall« mit Pins – Aussagen von 
Menschen, die ihr nahe sind: Eine 
Liebeserklärung ihres 2016 ge­
storbenen Mannes Götz. Die Er­
mutigung von Arkadijus Vinoku­
ras aus dem litauischen Kaunas: 
»Reglindis, thank you so much for 
what you are.« Die Bitte von Irena 
Veisaité aus Vilnius: »Sie sollen die 
Sünden Ihres Großvaters nicht auf 
sich nehmen. Sie sind frei. Sie ha­
ben keine Schuld.« 

»Meine Lebensbegleitung, die 
mich beschützt und mir hilft«, 
sagt Reglindis Rauca. Mehrfach am 
Tag steht sie davor. Gerade jetzt, 
da sie an den dunkelsten Kapiteln 
ihrer »litauischen Reise« schreibt 
– über die Verbrechen ihres Groß­
vaters Helmut Rauca, der in Litau­
en verantwortlich war für die Se­
lektion und Ermordung von mehr 
als 10.000 Juden. Tief hat sich 
Reglindis in die Quellen hineinge­
arbeitet. Der »Schlächter von Kau­
nas« leitete u.a. am 28. Oktober 
1941 die »Große Aktion«, bei der 
das Ghetto von »überflüssigen Ju­
den gesäubert« wurde. Er hat 
9.200 Menschen zum Erschießen 
ausgewählt, darunter 4.200 Kin­
der. Helmut Rauca war der »per­
fekte Macher«, er beeilte sich, sie 
schnell zu »beseitigen, bin ja kein 
Tierquäler«. 

»Mein Großvater sollte das tun, 
er konnte das tun, er tat es«, ist 
Reglindis erschütternde Erkennt­
nis. Litauen und Lettland waren 
Testgelände für den Holocaust – 
wie weit kann man gehen, gibt 
es Widerstand? »Es ist das pure 
Grauen. Aber ich will und muss 
es erzählen. Die Menschheit ver­
gisst schnell. Nationalistisches und 
faschistisches Gedankengut er­
starkt wieder.«

Initialschock und 

Begreifen

Der Weg zu diesem Buch, das 
nach und nach entsteht, ist ein 
langer. Er begann 2003 mit einem 
»Initialschock«. Reglindis war 36, 
arbeitete als Werbetexterin und 
googelte »aus Jux« ihren Namen 
Rauca. Sie stieß auf die Kriegsver­
brechen von Helmut Rauca – ih­
rem Großvater. Endlose Minuten 
stand sie starr, weinte. Ihr Mann 
nahm sie in die Arme. »Schlagar­
tig wurde alles klar. Ich begriff, 
was mit meiner Familie ist.« 

Der Großvater war der dunkle 
Punkt, über den zu Hause in Plau­
en geschwiegen wurde. Die drei 
Enkelkinder wussten nur, dass er 
in Kanada lebte, manchmal Ur­
laubsfotos von Kakteen und Fla­
mingos schickte. Kennengelernt 
hatten sie ihn nie. Die Mutter er­
zählte eine Auswanderergeschich­
te. 30 Jahre blieb Rauca als kana­
discher Staatsbürger, trotz der 
Nachfrage eines DDR-Staatsan­
waltes und eines BRD-Haftbefehls 
von 1961, unbehelligt. Als er 1982 
über die jüdische Community in 
Toronto entdeckt und nach West­
deutschland ausgeliefert wurde, 
hieß es nur, Großvater wäre im 
Krieg dabei gewesen, nix beson­
deres, wahrscheinlich Gestapo. 
»Nachfragen war in unserer Fa­
milie mit konservativer Orientie­
rung und autoritärer Erziehung 
nicht erlaubt. Alles wurde geheim 
gehalten.« Helmut Rauca starb in 
der Untersuchungshaft in Frank­
furt am Main vor Prozessbeginn. 
Bestraft wurde er nie.

Vergebung und 

Versöhnung

Reglindis wollte Klarheit und 
Wahrheit. In zwei Romanen ver­
arbeitete sie die familiäre Ausei­
nandersetzung. Schon auf den 
Debüt-Roman »Vuchelbeerbaam­

land« reagierte die Familie mit 
Kontaktabbruch, vor einigen Jah­
ren ist man wieder aufeinander 
zugegangen. Die Schriftstellerin 
begab sich auf Spurensuche nach 
Litauen – 2017 mit dem branden­
burgischen Auslandsstipendium 
für Literatur, danach immer wie­
der. Sie wollte den Nachfahren 
der Opfer ihres Großvaters in die 
Augen sehen. Ist mit einem sol­
chen Familienerbe Vergebung 
und Versöhnung möglich? »Ich 
wusste nicht, was mich erwartet.« 
Doch »freundlich und ohne jeden 
Vorwurf« sei sie in der jüdischen 
Gemeinde Kaunas empfangen 
worden, von Arkadijus Vinokuras, 
dem Sohn eines Ghetto-Überle­
benden, von den Überlebenden 
Fruma Vitkin-Kucinskiene und Ju­
liane Zarchi, später von Irena Vei­
saité, – alle zwischen 80 und 90 
Jahre alt. Anstrengend war bei ih­
rem ersten Besuch in der jüdi­
schen Gemeinde die Begleitung 

durch das litauische National-TV, 
konfrontierend, »aber wichtig« 
die Gespräche mit Teilnehmern ei­
nes Jiddischkurses. Alles habe sie 
weitergebracht und ermutigt, sagt 
Reglindis Rauca. 

Gutes ist gewachsen. Freund­
schaften sind entstanden, vor al­
lem mit Irena Veisaité, Literatur- und 
Theaterwissenschaftlerin, Kultur­
botschafterin, sieben Sprachen 
sprechend, humorvoll, weltoffen 
und nach wie vor viel unterwegs. 
Nach einer Mailanfrage lud sie 
Reglindis sofort zum Abendbrot 
nach Hause ein. In der Küche 
spielte Irena vor, wie sie als 13- 
Jährige die Ghettoaktion überlebte: 
Mit ausgestopfter Bluse von der 
Mutter angetan, sah das Mädchen 
hoch erhobenen Hauptes SS-
Hauptscharführer Helmut Rauca 
ins Gesicht. Der fand ihre Augen 
schön, winkte sie nach rechts. Sie 
rannte auf die »gute Seite« und 
zog die Großeltern mit sich. 

Nach diesem bewegenden Auf­
takt warf Irena Veisaité Kochbeutel 
mit Buchweizengrütze ins Wasser 
und bereitete das Essen zu. Die 
Gespräche an diesem Abend wa­
ren »wunderbar warmherzig und 
zukunftsgewandt«, erinnert sich 
Reglindis. »Ich fühle Sie wie eine 
Schwester«, hatte Irena in perfek­
tem Deutsch – sie promovierte 
über Heinrich Heine – zum Ab­
schied mitgegeben. Der Holocaust 
sei immer in ihr gewesen und ge­
blieben, habe ihr Leben und ihre 
Wertvorstellungen geprägt, sagt 
Irena in ihrer Autobiografie (siehe 
Buchtipp S.13) Die Überlebenden 
hätten die Pflicht zu vergeben, so 
ihre Überzeugung.

Aus diesen Gewissheiten ent­
stehen die »guten« Kapitel des 
litauischen Reisetagebuchs. Im 
brandenburgischen ver.di-VS Vor­
stand, dem Reglindis Rauca an­
gehört, hat sie über ihr Vorhaben 
berichtet. Im Sommer will sie wie­
der nach Litauen reisen. Vor allem 
zu Irena – längst sind beide beim 
Du. Das Buch soll danach fertig 
werden – »ich muss mir Zeit las­
sen mit dem Schreiben«. Einen 
Verlag sucht sie noch.

BETTINA ERDMANN

Ich fühle Sie wie eine Schwester
Ich will und muss es erzählen!  
Die Potsdamer Schriftstellerin Reglindis Rauca auf Spurensuche in 
Litauen. Ihr Großvater war ein Kriegsverbrecher.

Gespräche, warmherzig und tiefgründig: Reglindis Rauca (re) und Irena 
Veisaité in ihrer Wohnung in Vilnius

Reglindis Rauca: Ein neues Buch 
entsteht� Fotos: privat
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	 A u s st e l lu n g e n

Mediengalerie: 
•	 »Sheroes – Ikonen des zivilen 
Ungehorsams«, Portraits von An­
gelika Schneider v. Maydell, Gra­
phic Novels von Antonia Kühn, 
noch bis 30. April
•	 »ZeichenSetzen – BildSprache 
für eine bessere Welt«, Peter Groh­
mann und Jochen Stankowski – 
die AnStifter Stuttgart. 7. Mai bis 
27. Juni, Eröffnung 7. Mai, 18 Uhr
•	 Frauenarbeit, Frauenalltag, Frau
enrechte – mit Zeitzeuginnen. 
DGB-Westbrandenburg, 3. Sep­
tember bis 23. Oktober
•	 FG Bildende Kunst Ausstellung 
mit Basar vom 29.Oktober bis 18. 
Dezember

	 M e d i e n

dju Medientreff: jeden 2. Diens­
tag im Monat im Restaurant Auf­
sturz, Oranienburger Str. 67, 10117 
Berlin. S-Bahnhof Oranienburger 
Str.; 14. April, 12. Mai (Montag), 
8. Juni, Juli/August Sommerpau­
se, 8. September, 13. Oktober, 10. 
November, 8. Dezember

	 D r u c k  u n d  Pa p i e r

Azubi-Beratung im OSZ Ernst-
Litfaß: 23.4., 14.5., 18.6. jeweils 
11 bis 14 Uhr

	 L i t e r atu r

20. VS Lesemarathon – Streik! 
Offenes Thema: Streik in der Wirt­
schaft, im privaten Bereich, für 
bessere Arbeitsbedingungen und 
mehr Geld, um Anerkennung und 
gesellschaftliche Anteilnahme, um 
die Regierung unter Druck zu set­
zen oder einen Krieg zu beenden… 
Lesungen mit Musik statt Pausen. 
Termine: 5. Mai, 19 Uhr, Medien­
Galerie, Dudenstraße 10, 10965 
Berlin. 8. Mai, 19 Uhr, Brotfabrik, 
Caligariplatz 1, 13086 Berlin. 9. Mai, 
19 Uhr, Max und Moritz, Oranien­
straße 162, 10969 Berlin.

Lesereihe à la Carte: VS-Lesun­
gen in »Schmitz Katze«, Oranien­

straße 163, Berlin, jeweils Sonntag, 
18 Uhr. Termine: 29. März, 26. April, 
16. Mai Lange Buchnacht, 7. Juni. 
Infos: Bernd Kebelmann, 0163-
470  11  33, E-Mail: Post@
berndkebelmann.de

Stammtisch VS Berlin: jeden 1. 
Donnerstag im Monat, 19 Uhr 
»Terzo Mondo«, Grolmannstraße. 
Künstlerisch Schaffende sind herz­
lich willkommen!

	 L a n d e s b e z i r k 

Landesmigrationsausschuss je­
den letzten Dienstag im Monat,  
17 Uhr, im ver.di-Landesbezirk, 
bb.verdi.de/gruppen/migrantin­
nen-und-migranten

	 S e n i o r e n

Mitgliederversammlungen  
2. April Doppelbesteuerung von 
Renten, 17. August, Gewerk­
schaften und die extreme Rechte, 
jeweils 11 Uhr

Vorstandssitzungen 6. April,  
8. August 

ADN Senioren jeden letzten Mon­
tag im Monat, VS-Club Koppen­
str. 62, 10243 Berlin, ab 15 Uhr.

Alte Barden Runde jeden zwei­
ten und vierten Donnerstag im 
Monat um 15 Uhr bei Michael 

Mathis, Schweinfurtstr. 61, 14195 
Berlin, Tel. 832 71 95

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Erwerbslose in ver.di Berlin tref­
fen sich jeden 4. Donnerstag, 17.30 
Uhr, ver.di-Landesbezirk, Köpeni­
cker Str. 30, R. 606. Kontakt: erwerbs­
losenausschussberlin@verdi.de

	 S e l b st st ä n d i g e

Aktiventreffen (offen für nicht-
ver.di-Mitglieder) mit aktuellen 
Themen unter: bb.verdi.de/frau­
en-und-gruppen/selbststaendige 

LKS-Sitzungen (ver.di-mitglie­
deroffen) 26.3., 28.5., 30.7., 24.9., 
26.11., jeweils 18 Uhr. Selbststän­
digentag: 12.10., 10 bis 17 Uhr, 
ver.di-Bundesverwaltung

	 Ve r s c h i e d e n e s 

Johannisfest, 13. Juni, 15.30 bis 
21 Uhr. 25 Jahre AnStiften zu wi­
derständiger Kulturarbeit- 25 Jah­
re MedienGalerie. Buchdrucker­
haus und Hof, Dudenstr. 10

Coaching: Die Kreativagentur 
Brandenburg hilft Selbstständigen 
in Brandenburg, mit ihrer Kreati­
vität erfolgreich zu sein, an ihrer 
Wirtschaftlichkeit, Marktfähigkeit 
und Einzigartigkeit zu arbeiten. 
Bis zu drei Tagen ist ein 100-pro­
zentig durch Land und ESF geför­
dertes Coaching möglich. Kontak­
te: www.kreativagentur-branden­
burg.de bzw. info@kreativagen­
tur-brandenburg.de Tel: 0331 
730404-403. Erstberatung katrin.
seifert@kreativagentur-branden­
burg.de ,Tel.: 0172 3850674

Karl-Richter-Bibliothek: Für Be­
such Termin vereinbaren: info@karl-

richter-verein.de, Tel. 030/ 9 29 46 
98 bzw. 216 48 49, Karl-Richter-
Verein, Dudenstr. 10, 10965 Berlin

	 S e m i n a r e

5. Mai Existenzgründung Mu-
sik: Landesmusikrat mit ver.di. für 
Musikschaffende, die ihre Heimat 
verlassen mussten. Seminar in Ara­
bisch, Englisch, Deutsch. Anmel­
dung: sahilli@landesmusikrat-ber­
lin.de. Ort: ver.di-Bundesverwaltung, 
9.30-16.30 Uhr. www.landesmu­
sikrat-berlin.de/projekte/musikar­
beitsmarkt-transnational

•	 1. September: Selbstvermark-
tung freier journalistischer Arbeit.  
•	 6. Oktober: Existenzgründung im 
Journalismus, Medien- und Kunst-
bereich. Referenten jeweils: And­
reas Ulrich/Journalist; Moderator: 
Bernd Hubatschek/MKK Consult. 
9.30-16.30 Uhr, ver.di-Landesbezirk. 
Mitgl.13 Euro, Nichtmitgl. 60 Euro. 
E-Mail: andreas.koehn@verdi.de

T e r m i n e

SPRACHROHR – Mitgliederzeitung des 
Fachbereiches Medien, Kunst und In-
dustrie Berlin-Brandenburg 

Herausgeber: ver.di-Fachbereich 8  
Medien, Kunst und Industrie Berlin-
Brandenburg. 

Redaktion: Andreas Köhn (verantwort-
lich), Anschrift von Herausgeber und 
Redaktion: Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin. Tel: 030/88 66-6. 

Redaktionelle Betreuung: Bettina Erd-
mann, transit berlin. pro media, Torstraße 
177, 10115 Berlin, Tel.: 030 / 61 30 
96-63, Fax: 030 / 61 30 96-66.  
erdmann@pressebuero-transit.de

Gestaltung / Produktion: bleifrei Medien 
+ Kommunikation/Claudia Sikora,  
Erkelenzdamm 9, 10999 Berlin, Tel: 
030 / 61 39 36-0, info@bleifrei-berlin.de

Anzeigenannahme: bleifrei Medien + 
Kommunikation

Druck: Mohn Media Gütersloh
Auch unverlangt eingesandte Manu-

skripte werden sorgfältig behandelt. 
Sprachrohr erscheint viermal im Jahr, 
Bezugspreis 5 Euro pro Jahr, für ver.di-
Mitglieder im Beitrag enthalten.

Der ver.di-Fachbereich 8  
vom Landesbezirk Berlin- 
Brandenburg im Internet: 

www.medien-kunst-industrie.
bb.verdi.de

Sprachrohr 2/2020 erscheint 
Mitte Juni

Redaktionsschluss  
7. Mai 2020

Impressum

Da lacht das Herz! Blumenwiese statt Schmuddelwetter! Da zu spazieren 
– herrlich! Mit drei Ausrufezeichen und dem Sprachrohr unterm Arm 
geht`s hoffnungsfroh in den Frühling. Die Redaktion winkt aus der Sonne 
und beim nächsten Sprachrohr schon vom Strand.� Foto: Nora Erdmann

Kurzlinks zu den Landesfachgruppen 
Musik: www.musik-bb.verdi.de
VDP: www.vdp-bb.verdi.de 
Bildende Kunst: www.kunst-bb.verdi.de 
Theater, DaKu: www.buehne-bb.verdi.de 
Literatur (VS Berlin und Brandenburg): www.vs-bb.verdi.de 
Journalismus/dju: www.dju-berlinbb.verdi.de
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Gesetzliche Regelungen zur Be­
fristung von Arbeitsverträgen 

werfen immer wieder Fragen auf, 
mit denen sich die Gerichte be­
fassen müssen. ver.di Rechtssekre­
tär Steffen Damm greift zwei auf.

Sachgrundlose Befristung: Mög-
lich auch bei Wiedereinstellung?

Gegen den Widerstand der Ge­
werkschaften lässt das Teilzeit- 
und Befristungsgesetz (TzBfG) die 
Befristung von Arbeitsverträgen 
für die Dauer von bis zu zwei Jah­
ren zu. Ein sachlicher Grund muss 
nicht vorliegen. Allerdings können 
Arbeitgeber darauf nicht zurück­
greifen, wenn zuvor ein Arbeits­

verhältnis zwischen den Parteien 
bestanden hat – und zwar laut 
Gesetz unabhängig davon, wie 
lange die frühere Beschäftigung 
zurückliegt. Zwischenzeitlich hat­
te das Bundesarbeitsgericht geur­
teilt, dass länger als drei Jahre zu­
rückliegende Arbeitsverhältnisse 
einer Wiedereinstellung mit sach­
grundloser Befristung nicht ent­
gegenstehen. Diese Position hat 
das Bundesverfassungsgericht 2018 
korrigiert. Dennoch: Eine Vorbe­
schäftigung kann – wenn sie aus 
sehr langer Vergangenheit datiert 
– durchaus ohne Belang für eine 
Befristung ohne Sachgrund sein. 
Das BAG hat im August 2019 so 
entschieden. Eine nach 22 Jahren 
erneute Fortbeschäftigung stellt 
einen solchen Fall dar.

Befristungsabrede: Schriftlich, 
aber wie?

Gemäß dem Teilzeit- und Be­
fristungsgesetz bedarf die Befris­
tung eines Arbeitsvertrages der 
Schriftform, um wirksam zu wer­
den. Das gilt für jede Befristung, 
egal ob mit oder ohne sachlichen 
Grund. Es gilt die strenge gesetz­
liche Schriftform nach BGB, d.h. 
eine Einigung z.B. per E-Mail über 
eine Befristung reicht nicht aus. 
Doch auch wenn unter einem Ar­

beitsvertrag zwei Originalunter­
schriften stehen: Für die Wirksam­
keit der Befristung kann es darauf 
ankommen, wann diese geleistet 
wurden. Passierte das vor Aufnah­
me der Tätigkeit mit vereinbarter 
Befristung, ist die gesetzliche 
Schriftform gewahrt. Das heißt 
auch: Der beidseitig unterzeichne­
te Vertragstext muss jeweilige Ar­
beitnehmer vor Arbeitsaufnahme 
erreichen – jedenfalls wenn zu­
nächst der Arbeitgeber noch nicht 
unterschrieben hatte. Erfolgt das 
erst, wenn die Arbeit in Kenntnis 
des Arbeitgebers bereits aufge­
nommen wurde, so ist die Schrift­
form nicht gewahrt. Eine Befris­
tungsabrede ist dann unwirksam

In einem 2016 entschiedenen 
Fall argumentierte das BAG so: 

Ein Vertragsabschluss setzt An­
gebot und Annahme voraus. Die 
Übersendung eines nicht unter­

zeichneten Vertragstextes durch 
den Arbeitgeber stellt im rechtli­
chen Sinne kein Angebot dar. Erst 
der von künftigen Beschäftigten 
unterschriebene und dem Arbeit­
geber zugeleitete Vertrag macht 
daraus ein Angebot. Nimmt der 
Arbeitgeber dieses Angebot nicht 
vor Arbeitsaufnahme durch seine 
Unterschrift an und lässt er den 
beidseits unterzeichneten Vertrag 
erst danach der Arbeitnehmerin 
oder dem Arbeitnehmer zukom­
men, gilt der Vertrag zwar durch 
konkludentes Handeln als zustan­
de gekommen. Allerdings ist dann 
die gesetzliche Schriftform für die 
Befristung nicht eingehalten.

Im Zweifel: Rechtsrat einholen!
Wichtig: Bei jeglichen Zweifeln 

an der Wirksamkeit einer Befris­
tung ist eine Klage beim Arbeits­
gericht spätestens drei Wochen 
nach Ende des Befristungszeit­
raums zu erheben. Wenn Unsi­
cherheit über die Wirksamkeit ei­
ner Befristungsabrede besteht, 
sollte bei ver.di rechtzeitig Rechts­
rat eingeholt werden. � RED
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Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.

NSA legt Datensammlung offen.

Fo
to

: J
ür

ge
n 

Br
au

w
ei

le
r/b

le
ifr

ei

Wirksam oder nicht?
Abreden zur Befristung ohne sachlichen Grund

Der aktuelle Presseausweis 2020 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei poli
tischen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg I Köpenicker Str. 30 I 10179 Berlin I Tel. 030 / 88 66-54 20 
Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14, Do. 13 – 19 Uhr oder nach Vereinbarung I www.dju-berlinbb.de

Unbefristete Arbeitsverträge sind wün
schenswert� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Frag nach: Was Azubis wissen wollen
Was kann und darf ein Betriebsrat?

Der Betriebsrat ist die Interessenvertretung der Arbeitnehmer. Er kann 
gewählt werden, wenn in einem Betrieb mindestens fünf Arbeitnehmer 
beschäftigt sind. Bei bis zu 20 Beschäftigten wird eine Person gewählt, 
von 21 bis 50 Beschäftigten drei und von 51 bis 100 sind es fünf – in grö-
ßeren Unternehmen entsprechend mehr. Leitende Angestellte wählen mit 
dem Sprecherausschuss ein eigenes Gremium.
Betriebsräte haben Informations-, Anhörungs- und Beratungsrechte. Die 
stärksten sind die Mitbestimmungsrechte. Diese gelten z.B. für die Vertei-
lung der Arbeitszeit und in sozialen Angelegenheiten wie bei Überstunden 
und Kurzarbeit. Dem muss der Betriebsrat zustimmen. Widerspricht er, 
muss der Arbeitgeber vors Arbeitsgericht, um sich die Zustimmung durch 
einen Richterspruch ersetzen zu lassen. Keine Rechte haben Betriebsräte 
in wirtschaftlichen Fragen. Sie können nur bei den Folgen von Abteilungs- 
oder Betriebsschließungen mitreden, nicht aber bei der wirtschaftlichen 
Entscheidung selbst. All dieses ist im Betriebsverfassungsgesetz geregelt, 
das vor 100 Jahren von den Gewerkschaften erkämpft und immer wieder 
verändert wurde. Betriebsräte können, vor allem mit Unterstützung ihrer 
Gewerkschaft, sehr wohl im Interesse der Beschäftigten eingreifen und 
handeln. Jedoch von einer »Waffengleichheit« zwischen ihnen und den 
Arbeitgebern ist das geltende Recht noch weit entfernt. � COLI
Aus der gewerkschaftlichen Beratungspraxis am OSZ Ernst Litfaß


